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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Mehr zu reden als in früheren Jahren gab im Nationalrat der Antrag des Bundesrates,
ihn für die Periode 1993-1996 zu ermächtigen, die Löhne des Bundespersonals an die
Teuerung anzupassen. Er hatte vorgeschlagen, wie bisher den Anspruch des Personals
auf die Erhaltung der Kaufkraft anzuerkennen und dazu einen vom Bundesrat jährlich
festzulegenden Teuerungsausgleich auszurichten. Die Auto-Partei blieb zwar mit ihrem
Nichteintretensantrag isoliert; in der Detailberatung schlug jedoch die von der FDP, der
SVP und der LP unterstützte Kommissionsminderheit vor, den Bundesrat zur
Ausrichtung eines Teuerungsausgleichs zu ermächtigen, ohne aber einen expliziten
Anspruch des Personals zu statuieren. Dieser Antrag unterlag freilich ebenso wie der
Versuch, den Bundesrat zu verpflichten, bei der Festlegung der Höhe dieses
Teuerungsausgleichs neben den Lebenshaltungskosten noch weitere Faktoren wie die
Lage der Wirtschaft und der Bundesfinanzen zu berücksichtigen. Auch im Ständerat
konnte sich ein analoger Antrag nicht durchsetzen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.06.1992
HANS HIRTER

Die rapide Verschlechterung der Bundesfinanzen veranlasste allerdings das Parlament
in der Dezembersession zu einer Meinungsänderung. Beide Räte überwiesen gegen den
Widerstand der Linken je eine Motion ihrer Finanzkommissionen, welche den
Bundesrat auffordert, eine Vorlage auszuarbeiten, die es ermöglicht, in Perioden mit
wirtschaftlicher Rezession und defizitären Bundesfinanzen auf den vollständigen
Ausgleich der Teuerung zu verzichten. Dabei ist die Motion des Nationalrats etwas
zurückhaltender formuliert, indem sie dem Bundesrat die Möglichkeit einräumt, auch
die Komponente des sozialen Ausgleichs zu berücksichtigen. 2

MOTION
DATUM: 07.12.1992
HANS HIRTER

Mitte November legte der Bundesrat seinen Bericht zur Entwicklung der Lohnkosten
der obersten Kader bei den bundesnahen Betrieben und Anstalten vor, um das
entsprechende Postulat der SVP-Fraktion zu erfüllen. Der Bericht listet auf rund 60
Seiten Daten zu Honoraren, Entlohnung und Lohnentwicklung der Mitglieder des
obersten Kaders und der leitenden Organe in allen Unternehmen und Anstalten,
geordnet nach Departementen, auf. In einer Gesamtwürdigung, welche die letzte Seite
des Berichts einnimmt, kommt der Bundesrat zum Schluss, dass die betrachteten
Unternehmen sehr heterogen seien und man für eine Bewertung nicht überall
denselben Massstab anwenden dürfe. Insgesamt entsprächen die Honorare der
Teuerungs- und Marktentwicklung. Auch die Veränderungen der Kaderlöhne
entsprächen der generellen Entwicklung – von begründbaren Ausnahmen abgesehen.
Die Kaderlöhne und die Durchschnittslöhne des gesamten Personals seien zudem
«nicht in nennenswertem Ausmass auseinandergedriftet», sondern innerhalb eines
gewissen Korridors parallel gewachsen. Auch dies entspreche den Entwicklungen in der
Privatwirtschaft. 3

BERICHT
DATUM: 11.12.2015
MARC BÜHLMANN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

01.01.65 - 01.01.23 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Konjunkturlage- und politik

Im Wohlstandsbericht sollen künftig die Entwicklung der Einkommen und Vermögen
sowie die Steuerabgaben des obersten Prozents dargestellt werden. Dies forderte der
Nationalrat im September 2015 vom Bundesrat und überwies diskussionslos ein
entsprechendes Postulat seiner Wirtschaftskommission (WAK-NR). 4

POSTULAT
DATUM: 24.09.2015
DAVID ZUMBACH

Von einer «Krise der Lebenskosten» sprach die Aargauer Zeitung Mitte September 2022
im Zusammenhang mit dem starken Kostenanstieg vieler Güter und Dienstleistungen in
Europa. Die Energiekosten, welche aufgrund des Ukraine-Kriegs angestiegen waren,
galten dabei als Haupttreiber für die steigenden Preise. Während in anderen Ländern
Europas die Inflation im Jahr 2022 gegenüber dem Vorjahresmonat auf über 10 Prozent
anstieg, kletterte die Inflation in der Schweiz im August 2022 auf vergleichsweise tiefe
3.5 Prozent. Im September und Oktober konnte die Schweiz sogar einen Rückgang der
Inflation auf 3.3 und 3 Prozent verbuchen – dies, nachdem der LIK während rund zwei
Jahren stetig angestiegen war. Gemäss der Westschweizer Zeitung «La Liberté» konnte
dieser Rückgang der Inflation vor allem auf die leicht gesunkenen inländischen Preise
von Erdölprodukten zurückgeführt werden. 
Die Schweiz war von den Preiserhöhungen allgemein weniger stark betroffen als ihre
Nachbarländer, da die Preise vor allem bei Importgütern anstiegen und der sich stetig
aufwertende Franken diese Differenzen teilweise kompensieren konnte, wie die Medien
berichteten. Für den Import von Gütern aus dem EU-Raum mussten zwar mehr Euro
bezahlt werden, da der Schweizer Franken aber an Wert gewann, wurde der Kauf von
Euro mit Schweizer Franken gleichzeitig günstiger. 
Dennoch stand das Thema der Preiserhöhungen im Fokus der medialen Debatte.
Allgemein teurer wurden die fossilen Energieträger sowie die Elektrizität, was
insbesondere auch Unternehmen zu spüren bekamen. Von den Konsumgütern
besonders betroffen waren beispielsweise Kaffee – «Inflationsschock an der
Kaffeemaschine» titelte etwa die Aargauer Zeitung –, Bier, Fleisch, Tiefkühlwaren,
Milchprodukte, Speiseöle, Zahnpflegeprodukte, Kleidung sowie auch Papier, wie der
Tages-Anzeiger im November berichtete. Für Speiseöle mussten Konsumentinnen und
Konsumenten im Schnitt beinahe 20 Prozent mehr bezahlen als noch im Vorjahr. Wie
der «Blick» im September vorrechnete, seien die Preise für Güter des täglichen Bedarfs
um 5.9 Prozent, jene für Kleider und Schuhe um 3.7 Prozent, diejenigen für Strom bei
Privathaushalten um 27 Prozent und jene für Heizöl oder Gas bei Privathaushalten um
86 bzw. 58 Prozent angestiegen – die Stärke der Teuerung unterschied sich aber nach
Regionen. Aufs Portemonnaie der Haushalte schlugen schliesslich auch die im Herbst
angekündigten Erhöhungen der Krankenkassenprämien, welche nicht direkt in die
Berechnung des LIK einfliessen: Die mittlere Prämie wird gemäss einer Mitteilung des
Bundesrates von Ende September im Jahr 2023 um durchschnittlich 6.6 Prozent
ansteigen. 

Gleichzeitig wurde in den Lohnverhandlungen klar, dass die Löhne weniger stark
ansteigen würden als die Inflationsrate. Während einige vor einer Lohn-Preis-Spirale
warnten, argumentierten andere, dass ein realer Kaufkraftverlust nicht hinzunehmen
sei und die Teuerung in den Löhnen ausgeglichen werden müsse. Im Parlament wurde in
der Folge in einer ausserordentlichen Session darüber debattiert, ob die öffentliche
Hand den Bürgerinnen und Bürgern finanziell unter die Arme greifen müsse, um die
gestiegenen Lebenskosten stemmen zu können. Die SP und die Mitte forderten
einerseits, die Teuerung bei den Renten auszugleichen. Andererseits wollten sie die
Bevölkerung auch bei den Krankenkassenprämien entlasten. Die SP verlangte weiter
einen «chèque fédéral», welcher der Bevölkerung übergeben werden soll, falls die
Teuerung gegenüber dem Vorjahr die Marke von über 5 Prozent übersteigt. Zudem
präsentierte die Partei die Idee, die Nebenkosten für Heizöl und Gas für Mieterinnen
und Mieter zu deckeln. Die SVP verlangte, die Preise für Benzin zu senken, um
Autofahrerinnen und Autofahrer zu entlasten. Weiter forderte die Volkspartei, die
Krankenkassenprämien vollumfänglich bei der direkten Bundessteuer abziehen zu
können und den Eigenmietwert für Rentnerinnen und Rentner aufzuheben. Die Grünen
stellten indes die Idee vor, für Menschen mit geringem Einkommen Gutscheine für den
öffentlichen Verkehr auszustellen. Abwarten wollten hingegen die GLP sowie die FDP,
da sie die Teuerung derzeit für zu wenig hoch hielten, als dass sie solche Eingriffe
rechtfertigen würde.

Um der Inflation entgegenzuwirken, hob die Nationalbank den Leitzins im Juni und im
September um insgesamt 1.25 Prozentpunkte an. Während der Leitzins zu Jahresbeginn
noch bei -0.75 Prozent gelegen hatte, erhöhte ihn die SNB im Juni auf -0.25 Prozent,

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.12.2022
MARCO ACKERMANN
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im September auf +0.5 Prozent und im Dezember auf +1 Prozent. Das jahrelange
«Zeitalter der Negativzinsen» war damit beendet, wie SRF titelte. 5

Im Dezember 2022 präsentierte der Bundesrat seinen Bericht in Erfüllung eines
Postulats der WAK-NR, welches der Nationalrat 2015 angenommen hatte. Wie die
Kommission gefordert hatte, berichtete der Bundesrat über die Verteilung des
Wohlstandes in der Schweiz, insbesondere auch über Einnahmen und Entwicklung des
reichsten Prozents der Schweizerinnen und Schweizer. Demnach betrug das
durchschnittliche Bruttoeinkommen der Privathaushalte 2019 CHF 9'582 pro Monat, 31
Prozent davon (CHF 2'973) wendeten die Haushalte für obligatorische Ausgaben (z.B.
Steuern, Sozialausgaben und Krankenkassenprämien) auf, CHF 4'985 standen für den
Konsum von Gütern oder Dienstleistungen zur Verfügung. Zwischen 1998 und 2014 sei
das mediane verfügbare Äquivalenzeinkommen um 15 Prozent angestiegen, zwischen
2015 und 2019 habe es jedoch stagniert. Kaum verändert habe sich die Verteilung der
Einkommen, was gemäss Bericht auch auf die umverteilende Wirkung staatlicher oder
staatlich geregelter Transfers zurückzuführen sei. Zwischen den Regionen gebe es
ungleiche Einkommensverteilung, wobei insbesondere in den alpinen und voralpinen
Regionen sowie im Jura und in einigen Tourismusregionen die niedrigsten Einkommen
zu beobachten seien. Auch innerhalb der Kantone gebe es ungleiche Verteilungen der
Einkommen, insbesondere in den Kantonen Schwyz, Genf und Zug. 
Der Bericht wies überdies – wie vom Postulat gefordert – für das Jahr 2018 den Anteil
an Personen aus, deren Reineinkommen über dem doppelten Medianeinkommen lag:
Sie machten 16.2 Prozent der Steuerpflichtigen aus, verfügten über 44.9 Prozent der
Gesamteinkommen der Schweiz und zeigten sich für 83.5 Prozent der Eingänge der
Bundessteuer verantwortlich.

Stillschweigend schrieb der Nationalrat die Motion in der Folge auf Antrag des
Bundesrates ab. 6

POSTULAT
DATUM: 16.12.2022
ANJA HEIDELBERGER

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Der 6. Bericht des Bundesrates über die Lage der schweizerischen Landwirtschaft und
die Agrarpolitik des Bundes, der den eidgenössischen Räten und einer breiten
Öffentlichkeit vorgestellt wurde, ist das wichtigste landwirtschaftspolitische Dokument
von 1984. Er stellt – wie schon die fünf seit 1956 erschienenen Berichte – die Lage und
Entwicklung der Landwirtschaft umfassend dar, analysiert die agrarpolitischen
Massnahmen des Bundes seit der letzten Berichterstattung und diskutiert in einem 3.
Teil Richtlinien für eine künftige Landwirtschaftspolitik. Die Bilanz der schweizerischen
Agrarpolitik in der Berichtsperiode 1976-1984 fällt für den Bundesrat insgesamt positiv
aus: Der Trend zu grösseren, leistungsfähigeren Betrieben hält an, und die Quote des
«Kleinbauernsterbens» scheint sich auf unter zwei Prozent pro Jahr einzupendeln. In
der Folge von Strukturverschiebung und Technisierung der Landwirtschaft erhöhte sich
die Arbeitsproduktivität um jährlich 1.5 bis zwei Prozent; der Brutto-
Selbstversorgungsgrad der Schweiz liegt nun zwischen 63 und 65 Prozent. Bezüglich der
Entwicklung des bäuerlichen Einkommens stellt der Bericht fest, dass diese im
Durchschnitt mit der Lohnentwicklung in der übrigen Wirtschaft Schritt gehalten habe,
wobei allerdings erhebliche Unterschiede zwischen Berg- und Talbetrieben sowie
Klein- und Grossbetrieben festzustellen seien. Der 2. Teil des Berichtes behandelt die
agrarpolitischen Massnahmen des Bundes und ihre Anwendung vor allem in der
Berichtsperiode. Dabei werden die drei wesentlichen Neuerungen seit 1976 besonders
ausführlich dargestellt: die einzelbetriebliche Milchkontingentierung, Massnahmen zur
verstärkten Lenkung der Fleisch- und Eierproduktion (Höchsttierbestände,
Bewilligungspflicht für Stallbauten, Stillegung von Betrieben) und die
Bewirtschaftungsbeiträge zur Verringerung der Einkommensdifferenz zwischen Berg-
und Talbauern. Der Bundesrat vertritt die Ansicht, dass sich die Mittel zur
Produktionslenkung bewährt hätten und nur punktuell revidiert werden müssten. Im
Zentrum des Interesses stand der 3. Teil des Berichtes über die Ausrichtung der
künftigen Agrarpolitik. Neu gegenüber dem 5. Landwirtschaftsbericht werden als
Oberziele das verstärkte Bestreben, die bäuerlich strukturierte Landwirtschaft und die
dezentrale Besiedelung zu erhalten, sowie Schutz und Pflege von Landschaft und
Umwelt genannt. Der Bundesrat sieht jedoch keinen grundsätzlichen Wechsel in seiner
agrarpolitischen Konzeption vor. Bei der Diskussion alternativer Modelle zur
Einkommenspolitik lehnte er ein weiteres Mal die Einführung von differenzierten

BERICHT
DATUM: 13.11.1984
WERNER SEITZ
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Preisen ab; andere Massnahmen wie Preisstaffelung (Verlustbeteiligung) wurden aber
als prüfenswert erachtet. Für Unruhe bei den bäuerlichen Interessenvertretern sorgte
eine gewisse Relativierung des Paritätsvergleichs: Künftig sollen bei der Beurteilung der
Einkommenslage vermehrt das Gesamteinkommen der bäuerlichen Familie sowie
Gesichtspunkte der Lebensqualität mitberücksichtigt werden.

Reaktionen auf den 6. Landwirtschaftsbericht kamen vor allem aus bäuerlichen und
umweltschützerischen Kreisen. Grundsätzlich zufrieden zeigte sich der Schweizerische
Bauernverband (SBV); der beabsichtigten Relativierung des Paritätsvergleichs jedoch
kündigte er seinen entschlossenen Widerstand an. Die Vereinigung zum Schutz der
kleinen und mittleren Bauern (VKMB) taxierte den Bericht als «Rechtfertigung einer
falschen Agrarpolitik» und schenkte der Absichtserklärung, die bäuerlichen
Familienbetriebe zu erhalten, kein Vertrauen. Nach ihrer Einschätzung zielt die
angekündigte Landwirtschaftspolitik des Bundesrates auf eine weitere Liquidierung der
kleinen und mittleren Betriebe ab; diese Entwicklung könne nur durch die Einführung
der Preisdifferenzierung und mit produktionsunabhängigen Direktzahlungen
aufgehalten werden. Misstrauisch zeigten sich auch die SPS und die
Umweltschutzorganisationen, welche konkrete Angaben zum Bekenntnis für den
Umweltschutz vermissten. Für sie müsste ein wirklicher Umweltschutz mit einer
Schwerpunktverlagerung auf die kleinen und mittleren Betriebe verbunden werden, da
es vor allem die intensiv produzierenden Grossbetriebe seien, welche die Umwelt
belasteten. Sie verlangten daher ebenfalls die Einführung der Preisdifferenzierung zur
Förderung der umweltfreundlicheren kleinen und mittleren Betriebe. 7

L'année 1990 a été marquée par un recul du revenu paysan qui a régressé d'environ 10
pourcents par rapport à 1989. Cela signifie que le revenu du travail journalier d'une
exploitation familiale a diminué d'environ 30 CHF par jour, ce qui correspond donc à
1000 CHF par mois. Cela provient, d'une part, d'une diminution du rendement brut
d'environ 200 millions de CHF et d'une augmentation des charges réelles de près de
290 millions, due notamment à la hausse des taux hypothécaires. 8

ANDERES
DATUM: 30.12.1990
SERGE TERRIBILINI

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Bevölkerung und Arbeit

Jahresrückblick 2022: Bevölkerung und Arbeit

Das zentrale Thema im Politikbereich «Bevölkerung und Arbeit» stellten im Jahr 2022
die Löhne allgemein und das Lohndumping im Speziellen dar. 

Allgemein standen die Löhne insbesondere Mitte des Jahres und ab Oktober im
Zentrum der Diskussion – wie auch Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse 2022
verdeutlicht –, als die Gewerkschaften als Reaktion auf die Teuerung immer stärker auf
eine Lohnerhöhung pochten. Die Löhne für das Jahr 2023 sollten demnach bis zu 4
Prozent ansteigen, um so die Senkung der Kaufkraft und der Reallöhne aufgrund der
steigenden Inflation auszugleichen. Mit Lohnerhöhungen beschäftigte sich im Mai auch
der Nationalrat, der eine Motion der SP-Fraktion, die eine Auszahlung von CHF 5'000
als Prämie für alle in der Covid-19-Pandemie als systemrelevant eingestuften
Arbeitskräfte verlangte, deutlich ablehnte. Noch einmal Aufschwung erhielt die
Diskussion um die Löhne im November 2022, als das BFS in einem Bericht die
durchschnittliche Lohndifferenz zwischen Frauen und Männern auf 18 Prozent
bezifferte. 

Das Thema «Lohndumping» stand insbesondere bei der Änderung des
Entsendegesetzes (EntsG) zur Debatte. Dieses zielt darauf ab, die Anwendung der
kantonalen Mindestlöhne schweizweit auf entsandte Arbeitnehmende auszudehnen.
Zwar hatte der Nationalrat die Gesetzesänderung im März 2022 deutlich angenommen,
der Ständerat sprach sich in der Sommersession jedoch gegen Eintreten aus. Damit
brachte er die Gesetzesänderung nach zwei Jahren Arbeit zum Scheitern. 
Ein Mittel gegen Lohndumping – mittels Anpassung der Bestimmungen zur
missbräuchlichen Kündigung im OR – suchte auch der Kanton Tessin durch eine
Standesinitiative, welcher der Ständerat in der Frühlingsession jedoch keine Folge gab.

BERICHT
DATUM: 31.12.2022
GIADA GIANOLA
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Thematisiert wurde das Lohndumping schliesslich auch in einer weiteren Tessiner
Standesinitiative, welche die Einführung einer Informationspflicht über Lohndumping-
Verfehlungen im Bereich des Normalarbeitsvertrages verlangte und welche das SECO
2022 zur Zufriedenheit der WAK-SR umsetzte.

Doch nicht nur bezüglich Lohndumping diskutierte das Parlament über ausländische
Arbeitskräfte, auch die Abhängigkeit des Gesundheits- und Sozialwesen von
ausländischem Personal wurde in der Sondersession 2022 thematisiert. Dabei lehnte
das Parlament ein Postulat ab, das eine Strategie zur Verringerung dieser Abhängigkeit
anstrebte. Mehr Anklang fand hingegen eine Motion, gemäss der die Stellenmeldepflicht
wieder auf diejenigen Berufsarten beschränkt werden soll, die eine schweizweite
Arbeitslosenquote über 8 Prozent aufweisen – sie wurde der Kommission zur
Vorberatung zugewiesen.

Als Nachwirkungen der Covid-19-Pandemie wurde auch im Jahr 2022 über die
Flexibilisierung der Arbeitsformen gesprochen. Der Ständerat lehnte eine Motion ab,
mit der das Arbeitsrecht bezüglich Homeoffice flexibler hätte gestaltet werden sollen.
Zuspruch fand hingegen ein Postulat für eine Untersuchung der Auswirkungen neuer
Arbeitsformen auf die [Verkehrs-]Infrastrukturen. 

Thematisiert wurde schliesslich auch das öffentliche Beschaffungswesen, wobei der
Bundesrat im August einen Bericht zur Sicherstellung der Einhaltung der sozialen
Mindestvorschriften im öffentlichen Beschaffungswesen veröffentlichte. Darin
beurteilte er das bestehende Kontroll- und Sanktionssystem zur Einhaltung der
entsprechenden Vorschriften als angemessen. Eine weitergehende Forderung, wonach
die Verordnung über das öffentliche Beschaffungswesen so angepasst werden soll,
dass auch Prinzipien aus anderen von der Schweiz nicht ratifizierten Übereinkommen
der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) zu sozialen Mindestnormen eingehalten
werden müssen, scheiterte hingegen am Ständerat. 9

Löhne

Selon les résultats de la statistique trimestrielle publiée par l'OFIAMT, les salaires
nominaux ont progressé de 2.7 pourcent en moyenne entre les derniers trimestres de
1983 et 1984. Durant la période considérée, le taux de renchérissement s'est élevé à
trois pourcent. En termes réels, les revenus réels ont donc diminué de 0.3 pourcent. A
la différence des deux années précédentes, la stabilisation du rythme de l'inflation et
l'amélioration de la conjoncture ont quelque peu détendu le climat des négociations
salariales. Dans l'évolution des salaires, on constate toutefois de fortes disparités entre
les différents secteurs de production. En effet, au niveau des entreprises, la formation
des salaires tend progressivement à se dissocier de la référence à l'indice des prix à la
consommation dont la crédibilité reste contestée. La performance et les perspectives
de développement spécifiques de chaque branche constituent dès lors des critères de
plus en plus décisifs pour l'octroi ou le refus de concessions salariales. Cette
orientation, perceptible depuis 1982, manifeste la volonté des employeurs de ménager
à la politique des salaires une plus grande marge de manoeuvre. Ce retour à une
fixation «individualisée» des salaires est interprétée par la gauche comme une nouvelle
variante de l'offensive patronale à l'égard du principe de la compensation intégrale du
renchérissement. Outre ses répercussions négatives sur le niveau de la demande et de
la consommation, donc sur la conjoncture, cette pratique ne pourrait à leurs yeux que
menacer les bases même de la politique conventionnelle. Au sujet des critiques
réitérées à l'endroit des statistiques de l'OFIAMT portant sur la répartition des
dépenses des salariés suisses cf. Konjunkturpolitik. Une statistique publiée par l'Union
de banque suisse indique que la main-d'oeuvre suisse est devenue pour la première
fois, en 1984, la plus chère d'Europe.

Cette confrontation plus que théorique entre partisans et adversaires de l'indexation
automatique et rétroactive des salaires s'est également manifesté aux Chambres, lors
de l'examen du message concernant la modification du régime des allocations de
renchérissement en faveur des fonctionnaires fédéraux (MCF 83.076). Afin d'établir une
certaine parité des rétributions entre les secteurs public et privé et de soulager le
ménage financier de l'Etat, le gouvernement préconisait de substituer à l'indexation
semestrielle, accordée jusqu'ici, une adaptation annuelle unique. Invité à statuer en
première instance, le Conseil des Etats a cautionné ce principe. Il a toutefois durci le
projet en refusant de concéder aux autorités fédérales la compétence de verser une
allocation de rattrapage, susceptible d'assurer la compensation intégrale du

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1984
SYLVIE PELLATON

01.01.65 - 01.01.23 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



renchérissement en cas de forte inflation. Lesformations de la gauche, avocats des
revendications du personnel fédéral, et la droite économique, à des fins
diamétralement opposées ont tenté en vain de s'entreposer. Pour les premiers, le
renforcement de la capacité concurrentielle de l'Etat à l'égard de l'économie privée sur
le marché du travail ainsi que le maintien du pouvoir d'achat et de la paix du travail,
jugés indispensables pour lutter contre le chômage, justifiaient pleinement la
prorogation du régime en vigueur. En revanche, pour les radicaux notamment,
reprenant à leur compte ces critères explicatifs, la situation privilégiée du personnel de
la Confédération devait être corrigée. Dans ce sens, ils ont proposé que le Conseil
fédéral puisse fixer l'allocation annuelle de renchérissement au-dessous du niveau du
coût de la vie, si l'état de la conjoncture l'exige. Au Conseil national, une coalition,
réunissant une majorité de la gauche et des démocrates-chrétiens, est néanmoins
parvenue à mettre en échec les défenseurs des milieux économiques. Acceptée par 97
voix contre 94, une clause de compromis du conseiller Darbellay (pdc, VS) a renversé le
rapport de force. Elle prévoit le versement d'une deuxième allocation annuelle lorsque
l'inflation excède les trois pourcent durant le premier semestre de l'année. Le Conseil
des Etats a dans un deuxième temps maintenu sa position de principe et la chambre du
peuple a infirmé sa décision initiale pour adopter la formule gouvernementale à
laquelle les Etats se sont finalement ralliés. 10

Im Berichtsjahr nahmen die Löhne gemäss BFS nominal um 1,3% zu, verloren aber
teuerungsbedingt real 0,3%. Einzig der Agrarsektor legte real um 0,3% zu.
Aufgeschlüsselt nach Branchen stiegen die Reallöhne bei den Versicherungen (+1,2%),
den Banken (+0,7%) und den sonstigen öffentlichen und persönlichen Dienstleistungen
überdurchschnittlich. Kaufkrafteinbussen mussten dagegen unter anderem die
Beschäftigten im Unterrichtswesen (-0,9%), im Gastgewerbe (-0,9%) und im
Gesundheits- und Sozialwesen (-0,1%) hinnehmen. Die Konjunkturforschungsstelle der
ETH (KOF), die von anderen Daten ausgeht als das BFS (AHV- anstatt SUVA-Statistik), kam
demgegenüber auch dieses Jahr zu höheren Werten. Gemäss KOF nahmen die Löhne
nominal um 3,3% und real um 1,7% zu. Die Löhne der Schweizer Topmanager (ohne
variable Lohnbestandteile wie Gewinnbeteiligungen und Aktiensparpläne) stiegen im
Berichtsjahr nominal um 4,7%. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI

Der SGB stellte die Feiern zum 1. Mai unter das Motto „Keine Löhne unter 3000
Franken“, eine Forderung, welche die Gewerkschaften bereits im Vorjahr erhoben
hatten. Dass die Wirtschaft Mindestlöhne in den Tieflohnbereichen verkraften könnte,
zeigte der Bericht einer aus Ökonomen und Juristen zusammengesetzten
Expertengruppe, die im Auftrag des SGB Möglichkeiten zur Festlegung von
Mindestlöhnen und deren Folgen untersuchte. Heute arbeiten 169 000
vollzeiterwerbstätige Personen zu Gehältern, die unter einem Nettoeinkommen von
2250 Fr. liegen; 400 000 Arbeitnehmende verdienen weniger als 3000 Fr. netto. Das
sind immerhin 5,4% resp. 12,9% der Unselbständigerwerbenden. In den typischen
Niedriglohnbranchen Gastgewerbe, Detailhandel und Reinigungsgewerbe arbeiten ein
Drittel bis zwei Fünftel der Angestellten zu Salären unter 3000 Fr. In den betroffenen
Betrieben würde beim geforderten Mindestlohn von 3000 Fr. die Lohnsumme um vier
bis sieben Prozent steigen. Die neuen Mindestlöhne würden sich im Gastgewerbe mit
plus drei oder vier Prozent auf die Preise auswirken, wobei allerdings auch möglich
wäre, dass dadurch die längst fälligen Strukturanpassungen beschleunigt würden. In der
Reinigungsbranche könnten substantielle Lohnerhöhungen allerdings auch zu
vermehrter Schwarzarbeit führen, weshalb deren Bekämpfung erste Priorität zukomme.
Die von Arbeitgeberseite immer wieder vorgebrachte Behauptung, Mindestlöhne
würden die Beschäftigungshöhe negativ beeinflussen, habe sich durch Untersuchungen
in Ländern mit gesetzlich festgelegtem Mindestlohn nicht erhärten lassen. Nicht
schlüssig waren sich die Experten, ob das Ziel über Normalarbeitsverträge,
Gesamtarbeitsverträge oder über gesetzlich festgelegte Minimallöhne erreicht werden
soll. 12
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Die Gewerkschaft Unia verlangte eine Anhebung der Löhne um 300 Fr. pro Monat für
alle Angestellten im Gastgewerbe, und zwar sowohl bei den gesamtarbeitsvertraglich
ausgehandelten Mindestlöhnen (2'410 Fr. für Ungelernte, 3'860 Fr. für Arbeitnehmende
mit Ausbildung), als auch bei den effektiven Gehältern. Da die Unia nicht in den Landes-
GAV eingetreten ist, konnte sie aber an den offiziellen Lohnverhandlungen mit den
Arbeitgebern nicht teilnehmen. Diese Gespräche wurden von der Union Helvetia
geführt. Auch sie forderte eine Lohnerhöhung von 300 Fr. für alle Angestellten. Zudem
verlangte sie, dass die unterste Grenze auf 3'000 Fr. netto angehoben wird. Die
Sozialpartner einigten sich schliesslich auf eine Lohnerhöhung um 100 Fr. für die
unterste Lohnklasse und von 110 bis 150 Fr. für die Kader. 13

ANDERES
DATUM: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI

Gemäss den Berechnungen des BFS stiegen die Nominallöhne 2001 um durchschnittlich
2,5% gegenüber dem Vorjahr. Angesichts der schwachen Inflationsrate machten die
Reallöhne mit einem Plus von 1,5% den grössten Sprung nach oben seit 1991. Die
Lohnentwicklung profitierte vom deutlichen Konjunkturaufschwung im Jahr 2000 und
den positiven Aussichten für 2001. Mit einem Plus von 2,7% verzeichnete der sekundäre
Sektor ein kräftigeres Nominallohnwachstum als der tertiäre (+2,3%) und der primäre
Sektor (+1,7%). Die bedeutendsten Steigerungen ergaben sich im industriellen Sektor
bei der Herstellung elektrischer und elektronischer Geräte (+3,6) sowie in der
chemischen Industrie (+3,0%). Im Dienstleistungssektor konnten die Branchen
Versicherungsgewerbe (+3,6%) und Banken (+4,2%) klar überdurchschnittlich zulegen;
unter der 2%-Marke blieb das Lohnwachstum hingegen im Gastgewerbe (+1,8%) sowie
in der öffentlichen Verwaltung und im Gesundheits- und Sozialwesen (je +1,5%). Die
Konjunkturforschungsstelle der ETH (KOF), die von anderen Daten ausgeht als das BFS
(AHV- anstatt SUVA-Statistik) kam demgegenüber auch dieses Jahr zu höheren Werten.
Gemäss KOF nahmen die Löhne real um mindestens 2,4% zu. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2001
MARIANNE BENTELI

Nach den Ergebnissen der neuesten Lohnstrukturerhebung des BFS betrug der
Medianlohn für eine 100%ige Stelle im Jahr 2000 monatlich 5'220 Fr. brutto. Hinter
diesem gesamtschweizerischen Mittelwert verbergen sich grosse Unterschiede je nach
Branche, Geschlecht und Staatsangehörigkeit. Zwischen den Hochlohnbranchen
(Banken, Versicherungen, Forschung und Entwicklung, Chemie und Tabakindustrie) und
den Tieflohnbranchen (Detailhandel, persönliche Dienstleistungen, Gast- und
Reinigungsgewerbe, Bekleidungsindustrie) bestehen selbst für Tätigkeiten mit ähnlichen
Anforderungen Differenzen von bis zu 3'000 Fr. Während die Durchschnittslöhne seit
1998 im Jahresmittel nominal um 1,1% zunahmen und damit teuerungsbedingt stabil
blieben, stiegen jene der Kader um 1,9%, wobei die „Fringe benefits“ der
Führungskräfte (Firmenwagen, Zuschüsse an 2. Säule etc.) nicht berücksichtigt wurden.
Fast so viel zulegen (+1,8%) – wenn auch auf viel tieferem Niveau – konnten die
einfachen und repetitiven Tätigkeiten. Bescheiden blieb hingegen der Zuwachs für
Arbeiten, die Berufs- und Fachkenntnisse voraussetzen (+1,1%), gar abgenommen hat
der Medianlohn für qualifizierte Arbeiten (-0,2%). Frauen verdienten nach wie vor im
Mittel 21% weniger als Männer, selbst für Stellen mit ähnlichem Anforderungsprofil. Der
Medianlohn der ausländischen Arbeitskräfte lag im Durchschnitt 15% unter jenem ihrer
inländischen Kollegen. 15

ANDERES
DATUM: 31.12.2001
MARIANNE BENTELI

Da sich in den 90-er Jahren die Lohnschere in der Schweiz zwischen gut ausgebildeten
und wenig qualifizierten Personen um 3,5% geöffnet hatte, liess das Seco in fünf
Studien die Gründe dafür prüfen. Dabei zeigte sich, dass es der technische Fortschritt
war, der die Lohnschere am meisten auseinander trieb. Auf den nächsten Plätzen
figurierten der Wechsel von der Warenumsatz- zur Mehrwertsteuer, die Effekte der
Globalisierung (Abbau der internationalen Handelshemmnisse und tiefere
Transportkosten) sowie die Einwanderung niedrig qualifizierter Arbeitskräfte. Bei
Berücksichtigung nicht des Lohns, sondern des verfügbaren Einkommens nach Abzug
der Zwangsabgaben (Steuern, Krankenkassenprämien, Mieten) fällt die Differenz
allerdings noch stärker aus. Ihr Einkommen halten oder ausbauen konnten in den 90-er
Jahren nur die Bestverdienenden und die Rentnerinnen und Rentner. 16
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Gemäss Berechnungen des BFS stiegen 2002 die Nominallöhne um durchschnittlich
1,8% gegenüber dem Vorjahr. Die Kaufkraft nahm dank der bescheidenen
Inflationsentwicklung ebenfalls zu. Nach Abzug der Teuerung belief sich die
Reallohnerhöhung noch auf 1,1%. Damit stiegen die Reallöhne zum zweiten Mal in
Folge – etwas, was es seit 1991/92 nicht mehr gegeben hatte. Im Vergleich zum Vorjahr
(+1,5%) schwächte sich das Wachstum als Folge der Konjunkturverlangsamung aber ab.
Das Nominallohnwachstum entwickelte sich in allen Wirtschaftssektoren ähnlich.
Während der sekundäre Sektor eine Steigerung von 1,7% verzeichnete, ergab sich im
tertiären Sektor ein Plus von 1,9%. Zu den „Gewinnern“ gehörten die Beschäftigten der
chemischen Industrie (+2,6%) sowie des Maschinen- und Fahrzeugbaus (+2,2%),
während im Bereich Bergbau/Energie- und Wasserversorgung (+0,7%) und im Papier-,
Karton-, Verlags- und Druckgewerbe (+1,0%) unterdurchschnittliche Lohnerhöhungen
gewährt wurden. Im Dienstleistungssektor schwang das Gastgewerbe (+3,2%) dank der
Anpassung der Mindestlöhne obenaus. Überdurchschnittlich hoch war die Zunahme
auch in der öffentlichen Verwaltung (+2,3), im Versicherungsgewerbe und in der
Nachrichtenübermittlung (je +2,2%). Mit lediglich 1,7% Zuwachs mussten sich hingegen
die in den letzten Jahren erfolgsverwöhnten Beschäftigten im Bankgewerbe zufrieden
geben. Dennoch zahlte sich eine Beschäftigung im Finanz- und Versicherungswesen im
langjährigen Vergleich aus. Zwischen 1993 und 2002 kletterten dort die Nominallöhne
um rund 22% (Boni und Provisionen nicht mitgerechnet) – gesamtwirtschaftlich war der
Zuwachs mit 11,5% nur halb so gross. Unterdurchschnittlich war die Zunahme hingegen
im öffentlichen Sektor, wo die Gehälter nur um knapp 9% stiegen. Klammert man die
Teuerung aus, so fällt die Mehrjahresbilanz für die Arbeitnehmenden ernüchternd aus:
gemäss BFS waren die Reallöhne 2002 nur um 3% höher als jene von 1993. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2002
MARIANNE BENTELI

Gemäss Berechnungen des BFS stiegen im Berichtsjahr die Nominallöhne um
durchschnittlich 1,4%. Damit verlangsamte sich der Anstieg nach dem Ausnahmejahr
2001 (+2,5%) erneut deutlich (2001: 1,8%). Unter Einbezug der Inflationsrate von 0,6%
ergab sich bei den Reallöhnen eine Steigerung um 0,8% (2002: 1,1%). Die
Verlangsamung erklärte sich insbesondere durch die mangelnde konjunkturelle Dynamik
sowohl auf schweizerischer als auch auf internationaler Ebene. Das
Nominallohnwachstum betrug im sekundären Sektor 1,2% und im tertiären 1,6%. In der
Industrie ergaben sich die höchsten Steigerungen in der Chemie (+1,7%) sowie im
Maschinen- und Fahrzeugbau (+1,4%). Die Lohnentwicklung verlief im
Dienstleistungsbereich aufgrund dessen grosser Palette relativ unterschiedlich. Die
tiefste Zunahme verbuchte das Unterrichtswesen mit 0,5%, die grösste das
Gastgewerbe mit 2,7%. Dieser hohe Wert ergab sich hauptsächlich wegen der
deutlichen Anhebung der gesamtarbeitsvertraglich festgelegten Mindestlöhne (+3,4%)
in dieser Branche. Noch deutlicher als in den Vorjahren mussten die Beschäftigten der
auf Finanzdienstleistungen spezialisierten Unternehmen starke Wachstumseinbussen
hinnehmen. Unterdurchschnittliche nominale Lohnerhöhungen wurden im
Versicherungsgewerbe (+1,0%), in den mit dem Kredit- und Versicherungsgewerbe
verbundenen Tätigkeiten (+0,9%) sowie im Bankensektor (+0,8%) festgestellt. Mehr als
2% betrugen die Nominallohnerhöhungen in den Gruppen Immobilienwesen,
Informatik, F+E, Dienstleistungen für Unternehmen (je +2,4%) und Erbringung von
sonstigen öffentlichen und persönlichen Dienstleistungen (+2,3%) sowie in der Branche
Gesundheits- und Sozialwesen (+2,2%). 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2003
MARIANNE BENTELI

Laut den Berechnungen des Bundesamtes für Statistik (BFS) stieg der Nominallohnindex
im Jahr 2004 um durchschnittlich 0,9% gegenüber 2003. Unter Einbezug der
Inflationsrate von 0,8% ergab sich bei den Reallöhnen eine Steigerung um +0,1%. In
dieser mässigen Steigerung bestätigt sich ein seit 2002 anhaltender Trend: Die
Nominallöhne wachsen immer langsamer. Wurden 2001 noch aussergewöhnliche +2,5%
notiert, waren es 2002 noch +1,8% und 2003 +1,4% Die Wachstumsverlangsamung im
Jahr 2004 erklärt sich grösstenteils durch die schwache Konjunktur im Jahr 2003.
Die Nominallohnwachstumsraten der einzelnen Wirtschaftssektoren drifteten 2004
auseinander. Im sekundären Sektor wurden +0,6%, im tertiären Sektor hingegen +1,2%
registriert. Mit +1,2% verzeichnete die chemische Industrie klar das höchste
Nominallohnwachstum im sekundären Sektor. Da sich der Geschäftsgang im sekundären
Sektor 2003 nur bescheiden entwickelte, verfolgten die Unternehmen 2004 eine
zögerliche Lohnpolitik. Der tertiäre Sektor lag mit einer Nominallohnsteigerung von 1,2
Prozent leicht über der Lohnerhöhung der Gesamtwirtschaft. Die kräftigsten
Wachstumsimpulse gingen hier von den Branchengruppen Immobilienwesen,
Informatik; F+E; Dienstleistungen für Unternehmen (+1,8%), Erbringung von sonstigen
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öffentlichen und persönlichen Dienstleistungen (+1,9%) sowie von der Branche
Nachrichtenübermittlung (+2,2%) aus. Demgegenüber kamen die auf
Finanzdienstleistungen spezialisierten Unternehmen erneut unter dem Mittel des
Sektors zu liegen. Diese Situation erklärt sich mit der allgemeinen Stagnation auf den
Finanzmärkten sowie den 2003 unternommenen Restrukturierungen. Die geringste
Nominallohnerhöhung verzeichnete die öffentliche Verwaltung mit +0,6%. 19

Insgesamt haben sich in der Schweiz die Bruttoeinkommen in den Jahren 1990 bis 2001
um durchschnittlich 0,6% pro Jahr erhöht. Dies ergab eine Wohlstandsstudie der
Eidgenössischen Steuerverwaltung. Je nach Alter, Lebensstandard und regionaler
Herkunft der einzelnen Personen zeigte sich jedoch ein deutlich weniger einheitliches
Bild. Überdurchschnittliche Einkommen wurden vor allem im Raum Zürich sowie in der
Nordwestschweiz, in der Genferseeregion und in touristischen Hochburgen erzielt. In
Gebieten mit eher ländlichem Charakter lag die Höhe der Einkommen im Schnitt um
20% unter dem Niveau der städtischen Gebiete. Wegen kontinuierlich angestiegener
Zwangsabgaben war in den letzten Jahren der untere und obere Mittelstand der
eigentliche Verlierer. Er verzeichnete zwischen 1990 und 2001 lediglich ein
Einkommenswachstum von 0,5%, während die ärmeren und wohlhabenden Haushalte
eine Zunahme von mindestens 1,0% erzielten. In den Jahren 1996 bis 2000 stiegen
zudem vor allem die hohen Löhne überdurchschnittlich an, so dass sich die Lohnschere
weiter öffnete. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.06.2004
MARIANNE BENTELI

Zu etwas höheren Zahlen beim Lohnwachstum kamen Studien der ETH Zürich und der
Bank UBS. Die Basislöhne stiegen demnach im Berichtsjahr im Schnitt nominal um 1,5%;
darin nicht enthalten sind Erhöhungen der für bestimmte Branchen und Tätigkeiten
immer wichtiger werdenden Bonuszahlungen. Eine Analyse des Bundesamtes für
Statistik, welche sich auf Lohnzahlungen des Jahres 2004 stützte, kam zum Schluss,
dass der Anteil der zu Tieflöhnen Beschäftigten (weniger als CHF 3'500 im Monat) am
Total der Lohnempfänger seit dem Jahr 2000 von 21% auf 7% zurückgegangen ist. Die
Gewerkschaften sahen darin im Wesentlichen das Resultat ihrer Kampagne für die
Erhöhung der gesamtarbeitsvertraglich zugesicherten Mindestlöhne in typischen
Tieflohnbranchen. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.11.2005
HANS HIRTER

Laut den Berechnungen des BFS stieg der Nominallohnindex im Jahr 2005 um
durchschnittlich 1,0% gegenüber 2004. Unter Einbezug der Inflationsrate von 1,2%
ergab sich bei den Reallöhnen eine Reduktion um 0,2%. Das im Vorjahr konstatierte
Auseinanderdriften der Lohnwachstumsraten der einzelnen Wirtschaftssektoren
zugunsten des Dienstleistungssektors hat sich nicht bestätigt: Im Berichtsjahr fiel der
Anstieg im Sekundärsektor höher aus als im Tertiärsektor. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2005
HANS HIRTER

Laut den Berechnungen des BFS stiegen die Nominallöhne im Jahr 2006 gegenüber
2005 total um 1,2%. Bezieht man die durchschnittliche Jahresteuerung von 1,1% ein,
resultierte daraus für die Reallöhne nahezu eine Stagnation (+0,1%). Dennoch wurde
damit ein Richtungswechsel seit der letzten Erhöhung der Reallöhne im Jahr 2001
(+1,5%) eingeläutet. Die Zuwachsrate der Reallöhne war zwischen 2002 und 2004
nämlich kontinuierlich zurückgegangen (2002 1,1%, 2003 0,8% und 2004 0,1%) und
hatte 2005 sogar einen Negativwert (-0,2%) erreicht. Die Nominallohnerhöhungen für
die Gesamtwirtschaft entsprachen genau der nominalen Anpassung der Effektivlöhne,
die im Rahmen der wichtigsten Gesamtarbeitsverträge, denen knapp eine halbe Million
Arbeitnehmende unterstellt sind, für 2006 ausgehandelt wurden.
Mit 1,1% verzeichnete der sekundäre Sektor eine ähnliche durchschnittliche
Nominallohnerhöhung wie im Jahr 2005 (+1,2%) und damit eine weitaus deutlichere als
im Jahr 2004 (+0,6%). Der tertiäre Sektor registrierte eine durchschnittliche Zunahme
der Nominallöhne um 1,2%, womit sich der im Vorjahr unterbrochene Trend der letzten
Jahre zu höheren Lohnanpassungen im Dienstleistungssektor fortsetzte. 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2006
MARIANNE BENTELI

01.01.65 - 01.01.23 10ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Ebenfalls gemäss Angaben des BFS beschlossen die Sozialpartner der wichtigsten
Gesamtarbeitsverträge (GAV) für 2007 im Mittel nominale Lohnerhöhungen von 2%.
Davon wurden 1,3% generell und 0,7% individuell zugesichert. Damit wurde erstmals
seit fünf Jahren die 2%-Grenze erreicht. Die Mindestlöhne wurden durchschnittlich um
2,9% angehoben. Die nominale Mindestlohnerhöhung gehört mit jener von 2001 (+2,9%)
und 2002 (+2,6%) zu den höchsten der vergangenen zehn Jahre. Bei den öffentlich-
rechtlichen GAV lagen die durchschnittlichen Lohnanpassungen bei 2,9%, während es
bei den privatrechtlichen 1,8% waren. 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2006
MARIANNE BENTELI

Gemäss der alle zwei Jahre vom BFS durchgeführten Lohnstrukturerhebung erhöhte
sich der Medianmonatslohn (Lohn, der von mindestens 50% der Erwerbstätigen
erreicht oder übertroffen wird) von 2004 bis 2006 um CHF 126 auf CHF 5'674
Verbessert haben sich insbesondere die Saläre der Tieflohngruppen sowie, am anderen
Extrem der Lohnskala, die Bezüge des oberen und obersten Kaders. Die höchsten Löhne
(inkl. Boni) werden weiterhin bei den Banken und den Versicherungen bezahlt und die
Lohndivergenz zwischen den Geschlechtern hat sich von 19,7% auf 18,9% verringert. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.11.2007
MARIANNE BENTELI

Gegenüber dem Vorjahr stiegen die Nominallöhne um 1,6%. Unter Berücksichtigung der
allgemeinen Teuerung (0,7%) betrug das reale Lohnwachstum 0,9%. Damit machte sich
der 2004 eingesetzte Konjunkturaufschwung erstmals bei den teuerungsbereinigten
Salären der Arbeitnehmenden bemerkbar. Das BFS nannte zwei Gründe für den Anstieg
der Reallöhne: Die gute Wirtschaftslage 2007 und die allgemein positiven Aussichten
für 2008. Im Durchschnitt stieg die Gesamtheit der Nominallöhne stärker als die zuvor
im Rahmen der wichtigsten Gesamtarbeitsverträge ausgehandelten Löhne, die ein Plus
von 1,3% erwarten liessen. Überdurchschnittlich war die Steigerung im Bausektor
(+1,7%), in der chemischen Industrie (+2,2%) sowie im Bereich Präzisionsinstrumente
und Uhren (+1,6%). Im Dienstleistungssektor wurde der durchschnittliche Nominallohn
(+1,7%) vor allem durch die Steigerung im Finanzsektor nach oben gedrückt. Die Löhne
im Kredit- und Versicherungsgewerbe stiegen um 2,4%. Unterdurchschnittlich waren
hingegen die Anstiege in den Bereichen Gesundheit (+1,4%) und Gastgewerbe (+1,1%). 26

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2007
MARIANNE BENTELI

Gemäss den Angaben des BFS stieg der Nominallohnindex 2008 um 2,0% gegenüber
2007. Damit setzte sich der stetige Anstieg seit 2005 fort. Die Löhne profitierten vom
kräftigen Wirtschaftswachstum, das 2007 sowohl den sekundären als auch den tertiären
Sektor geprägt hatte.
Der tertiäre Sektor verbuchte im Jahr 2008 eine Erhöhung der Nominallöhne um 2,1%;
dies war mehr als 2007 (+1,7%) und 2006 (+1,2%). Im sekundären Sektor wuchsen die
Nominallöhne 2008 weniger stark; das Plus von 1,8% war jedoch ebenfalls grösser als in
den beiden Jahren zuvor (2007: +1,5%; 2006: +1,1%). Die Finanzgesellschaften und die
exportorientierten Branchen trugen 2007 wesentlich zum Wirtschaftswachstum bei
und verbuchten 2008 Spitzenwerte bei den Lohnerhöhungen. Zu nennen sind das
Kreditgewerbe (+2,4%), das Versicherungsgewerbe (+2,3%), die Chemiebranche (+2,1%)
sowie der Maschinen- und Fahrzeugbau (+2,0%). Aber auch die Binnennachfrage trug
zum guten Konjunkturverlauf bei. Diesbezüglich warteten der Grosshandel (+2,6%) und
die öffentliche Verwaltung (+2,5%) mit den grössten Lohnerhöhungen auf.
Unter Einbezug der Teuerung von 2,4% ergab sich allerdings bei den Reallöhnen eine
Abschwächung um 0,4%, welche in erster Linie auf die markante Erhöhung der
Erdölpreise zurückzuführen ist.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2008
MARIANNE BENTELI

Das Bundesamt für Statistik (BFS) berechnete für das Jahr 2009 einen
durchschnittlichen Anstieg des Nominallohnindexes von 2,1%. Dies bedeutete die
stärkste Zunahme der vergangenen acht Jahre und setzte die seit 2005 zu
beobachtende regelmässige Erhöhung des Lohnniveaus fort. Im tertiären Sektor war
die Nominallohnerhöhung mit durchschnittlich 2,0% ähnlich hoch wie im Vorjahr und
damit unter dem Wachstum der Löhne im sekundären Sektor (+2,3%). Dieses Plus ist
trotz eines leichten Wachstumsrückgangs die stärkste Nominallohnerhöhung der
letzten Jahre (2008: +1,8%, 2007: +1,5%). Die wichtigsten Exportbranchen des
sekundären Sektors profitierten auch im Jahr 2009 von den höchsten
Lohnanpassungen. Zu nennen sind die Herstellung von elektrischen und elektronischen
Geräten (+3,1%), die Herstellung von medizinischen Geräten, Präzisionsinstrumenten
und Uhren (+2,7%), der Maschinen- und Fahrzeugbau (+2,6%) und die Chemie (+2,5%).

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2009
NATHALIE GIGER
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Im tertiären Sektor spürten die auf Finanzdienstleistungen spezialisierten Unternehmen
die direkten Folgen der Finanzkrise und wiesen ein Lohnwachstum unter dem
Durchschnitt aus. Es sind dies insbesondere mit dem Kredit- und
Versicherungsgewerbe verbundene Tätigkeiten (+2,0%), das Kreditgewerbe (+1,8%)
sowie das Versicherungsgewerbe (+1,4%). Die negative Jahresteuerung von -0,5% führte
dazu, dass die Reallöhne um 2,6% stiegen. Dies bedeutete eine klare Trendwende im
Vergleich zu den vergangenen Jahren in denen das Wachstum der Reallöhne nur
zwischen -0,4% und 1,5% betrug. Der Medianmonatslohn (Lohn, der von mindestens
50% der Erwerbstätigen erreicht oder übertroffen wird) stieg in der Schweiz im Jahr
2008 auf 5823 Fr. wie das BFS in seiner alle zwei Jahre durchgeführten
Lohnstrukturerhebung berichtete. Die Untersuchung zeigte auch zunehmende
Lohnunterschiede zwischen den einzelnen Branchen auf. Deutlich über dem Schweizer
Medianlohn lagen die Saläre in der chemischen Industrie (7774 Fr.), im Bereich
Forschung und Entwicklung (8061 Fr.) und bei den Banken (9127 Fr.). Um unteren Ende
der Skala befanden sich die Löhne im Textilsektor (5026 Fr.), bei der Herstellung von
Lederwaren und Schuhen (4259 Fr.) und bei den persönlichen Dienstleistungen (3683
Fr.). Insgesamt hielt sich die Entwicklung der Lohnungleichheit jedoch in Grenzen. 27

Der Gewerkschaftsbund (SGB) dachte im Berichtsjahr laut über die Lancierung einer
Volksinitiative nach, die vom Bund die Festsetzung eines Mindestlohnes verlangt, der
regelmässig an die Preis- und Lohnentwicklung angepasst wird. Der SGB schlug dabei
für das Jahr 2010 22 Fr. pro Stunde als minimalen Ansatz vor. 28

ANDERES
DATUM: 30.12.2010
NATHALIE GIGER

Gemäss den Angaben des BFS stiegen die Nominallöhne 2010 um 0,8% gegenüber
2009. Mit dieser sehr geringen Erhöhung (geringster Anstieg seit 1999) wird der Trend
der letzten Jahre gebrochen (2008: +2,0%, 2009: +2,1%). Dieser abrupte Rückgang des
Lohnwachstums ist auf die seit 2009 andauernde Wirtschaftskrise und die auf sehr
niedrigem Niveau gehaltene Inflation zurückzuführen.
Im tertiären Sektor war die Nominallohnerhöhung mit durchschnittlich 0,9% deutlich
tiefer als im Vorjahr (2009: +2,0%). Die gleiche Tendenz war im sekundären Sektor
spürbar; hier betrug das Wachstum der Löhne +0,6% (2009: +2,3%). Am geringsten fiel
der Lohnzuwachs bei den stark exportorientierten Wirtschaftszweigen aus: Die
Lohnsteigerung betrug bei der Textilindustrie nur 0,2% und beim Handel mit
Automobilen 0,3%. Besser ging es der chemischen Industrie, die auf einen Zuwachs von
1% kam. Für diesen Industriezweig ist dies jedoch das tiefste Lohnwachstum seit 1999. 
Die Finanzmärkte hatten weiterhin unter den Auswirkungen der Finanzkrise zu leiden.
Dennoch wies der Bankensektor die stärkste Lohnentwicklung aller Wirtschaftszweige
auf (+1,5%), was jedoch ebenfalls einen markanten Rückgang gegenüber den Vorjahren
darstellt (2009: +1,8%, 2008: +2,4%). Auch die Versicherungen und die mit dem Kredit-
und Versicherungsgewerbe verbundenen Tätigkeiten lagen mit einem Lohnwachstum
von 1,0% leicht über dem Durchschnitt.
Die Reallöhne erhöhten sich in der Schweiz im Berichtsjahr nur leicht (+0,1%). Diese
Quasi-Stagnation ergibt sich daraus, dass sich der mässige Nominallohnanstieg (+0.8%)
und die Teuerung (+0,7%) praktisch die Waage hielten. Diese Entwicklung unterscheidet
sich deutlich vom Vorjahr, in dem ein aussergewöhnliches Reallohnwachstum von 2,6%
verzeichnet worden war. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2010
NATHALIE GIGER

Après le Jura, Neuchâtel a introduit comme deuxième canton un salaire minimum dans
sa constitution cantonale. Le 27 novembre, 54,6% des participants ont voté en faveur
d’un projet de décret déposé par la députée Marianne Ebel (Sol.). Comme le texte n’a
fixé aucun montant, les autorités doivent mettre en place une loi d’application. A
l’inverse, les citoyens vaudois et genevois ont rejeté des initiatives ayant le même
objectif durant l’année sous revue. 30

KANTONALE POLITIK
DATUM: 27.11.2011
LAURENT BERNHARD

D’après les calculs de l’Office fédéral de la statistique (OFS), les salaires nominaux ont
augmenté en moyenne de 1,0% en 2011. Cette hausse, légèrement supérieure à celle
observée en 2010 (+0,8%), est restée cependant en net recul par rapport à 2008 (+2,0)
et 2009 (+2,1%). Les incertitudes liées à la crise économique et financière ainsi qu’un
taux d’inflation très bas ont donné lieu à une certaine modération salariale. Les services
et l’industrie ont tous deux également connu une croissance des salaires nominaux de
1,0%. Parmi les branches du secteur tertiaire, ce sont les activités informatiques et des

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD
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services d’information (+2,5%) et de l’assurance (+2,3%) qui ont le plus fortement
contribué à cette hausse. A l’autre bout de l’échelle, l’administration publique ainsi que
l’hébergement et la restauration ont stagné (0,0%). Quant aux services financiers, ils
ont enregistré une progression salariale de 1,1%, ce qui est très inférieur aux
augmentations accordées avant la crise de 2008. Pour ce qui est des branches du
secteur secondaire, les salaires de la chimie et de la pharmacie ont progressé de 1,4%
et ceux de la fabrication des machines et équipements de 1,1%.
En 2011, les salaires réels ont enregistré une progression de 0,7%. Ce chiffre découle
d’une augmentation des salaires nominaux (+1,0%), conjuguée à un taux d’inflation de
l’ordre de 0,2%. Les salaires réels ont connu, au niveau de l’ensemble des branches
économiques, une hausse sensible par rapport à l’année précédente (+0,1%). 31

Le Secrétariat d’Etat à l’économie (SECO) a publié le 3 mai un rapport sur les mesures
d’accompagnement à la libre circulation des personnes. Ce rapport a établi que 38%
des entreprises étrangères contrôlées ayant détaché des travailleurs en Suisses n’ont
pas respecté les salaires minimaux fixés par les conventions collectives de travail (CCT).
Le bâtiment, les métiers liés à la sécurité, le nettoyage et le jardinage étaient les
domaines les plus touchés. Dans la foulée de ce rapport, le Conseil fédéral a décidé de
renforcer la lutte contre les abus liés à la libre circulation des personnes. Le 6 juillet, il a
chargé le Département fédéral de l’économie (DFE) d’élaborer un projet de loi
permettant de combler les lacunes légales concernant l'exécution des mesures
d'accompagnement. Il a notamment été question d’élargir les possibilités de sanction
face aux abus des contrats types de travail ou des conventions collectives ainsi que de
lutter contre le phénomène des « faux indépendants ». Certaines entreprises
étrangères font travailler leurs employés en Suisse sous le statut d'indépendants alors
que ces personnes sont salariées. De cette manière, ces entreprises échappent aux
conditions salariales minimales imposées. Lors d’une session extraordinaire sur la
situation économique et sociale de la population qui a eu lieu dans le cadre de la
session d’automne, le Conseil national a adopté quatre motions destinées à combattre
le recours à ces indépendants fictifs. La motion Hiltpold (plr, GE) a eu pour but de
charger le Conseil fédéral d'apporter des précisions sur le statut des indépendants et
notamment sur les contrôles à effectuer pour déceler les faux indépendants. La motion
Lustenberger (pdc, LU) a exigé que le Conseil fédéral prenne en considération le renvoi
rapide des fautifs, des sanctions plus sévères l’obligation de fournir des documents
attestant le statut d’indépendant. La motion Moret (plr, VD) a réclamé l’introduction
d’une caution d’un montant important afin de lutter contre les faux indépendants. La
motion Estermann (udc, LU) a demandé au Conseil fédéral de combattre ce problème
sans dépenses supplémentaires notables. Dans le même contexte, le Conseil national a
par ailleurs accepté une motion Pelli (plr, TI) visant à sanctionner le non-respect des
salaires minimaux prévus par les conventions collectives de travail (CCT). Le Conseil des
Etats ne s’est pas prononcé sur ces quatre interventions parlementaires en 2011. 32

BERICHT
DATUM: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD

Lors de la session d’hiver, le Conseil national a en outre approuvé, par 161 voix contre
28, un postulat Favre(plr, NE) chargeant le Conseil fédéral d’examiner l’évolution du
marché du travail frontalier et ses conséquences sur le niveau des salaires. 33

POSTULAT
DATUM: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD

En janvier, l’Union syndicale suisse (USS) a lancé son initiative populaire intitulée « pour
la protection de salaires équitables ». Cette initiative a pour but d’encourager les
conventions collectives de travail prévoyant des salaires minimums et d’introduire un
salaire minimum légal national de 22 francs de l’heure, ce qui correspond à un salaire
mensuel de 4'000 francs pour une durée de travail de 42 heures. Jusqu’à présent, un
employé sur dix gagne moins de 4'000 francs bruts par mois pour un poste à plein-
temps, dont deux tiers sont des femmes. 34

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD

En mars, la Chancellerie fédérale a annoncé que l’initiative populaire intitulée « pour
la protection de salaires équitables » avait abouti. Cette initiative, lancée par l’Union
syndicale suisse (USS) en 2011, a recueilli environ 112'000 signatures. Le texte vise
notamment à introduire un salaire mensuel de 4'000 francs au minimum. Jusqu’à
présent, un employé sur dix gagne moins de 4'000 francs bruts par mois pour un poste
à plein-temps. 35

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.03.2012
LAURENT BERNHARD

01.01.65 - 01.01.23 13ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Dans le cadre des mesures d’accompagnement à la libre circulation des personnes, le
Conseil national a transmis un postulat de sa commission de gestion (CDG) invitant le
Conseil fédéral à examiner une solution législative pour combler les lacunes juridiques
dans le domaine des contrats-types de travail. En outre, le texte demande au
gouvernement d’apprécier la problématique des chaînes de sous-traitance. 36

POSTULAT
DATUM: 03.05.2012
LAURENT BERNHARD

Etant donné que les Chambres fédérales se sont penchées sur la question de la lutte
contre les abus dans le cadre de la modification des mesures d’accompagnement à la
libre circulation des personnes, le Conseil des Etats a rejeté neuf motions ayant été
adoptées par le Conseil national en 2011 et devenues obsolètes entre-temps. 37

MOTION
DATUM: 29.05.2012
LAURENT BERNHARD

Lors de la session d’automne, le Conseil national a accepté une motion Barthassat (pdc,
GE) chargeant le Conseil fédéral de préparer un plan coordonné de lutte contre la
sous-enchère salariale. 38

MOTION
DATUM: 27.09.2012
LAURENT BERNHARD

D’après les calculs de l’Office fédéral de la statistique (OFS), les salaires nominaux ont
augmenté en moyenne de 0,8% en 2011. Cette hausse a été légèrement inférieure à
celle observée en 2011 (+1,0%). Il est à relever que la quasi-totalité des branches
économiques a bénéficié de cette augmentation. Avec un taux de 2,4%, c’est le
domaine de l’hébergement et de la restauration qui a affiché la progression salariale la
plus élevée durant l’année sous revue. Cette forte hausse est due à l’augmentation de
2,9% des salaires minimaux et à la généralisation du treizième salaire pour tous les
salariés soumis à la convention collective de travail en 2012. Viennent ensuite la
branche des arts, spectacles et activités de services (+1,7%), celle des activités de poste
et courrier (+1,5%) et le domaine des assurances (+1,5%). A l’autre bout de l’échelle, les
branches du commerce et réparation d’automobiles et de motocycles (0%), des
activités informatiques et services d’information (+0,2%) et de santé, hébergement
médico-social et action sociale (+0,3%) ont enregistré les taux de progression les plus
bas. La hausse des salaires dans le domaine des activités des services financiers et des
activités auxiliaires de services financiers ne s’est établie qu’à 0,7%, reflétant ainsi les
insécurités qu’a connues le secteur bancaire depuis la crise de 2008. Quant au
commerce de détail, il a affiché une hausse moyenne de 1,1% contre 1,7% en 2011. Pour
ce qui est du secteur secondaire, le taux de croissance des salaires s’est globalement
élevé à 0,7%, une progression inférieure à celle enregistrée l’année précédente (+1,0%
en 2011). Toujours dans le domaine secondaire, les salaires nominaux ont le plus
fortement progressé dans les branches de la chimie et de la pharmacie (progression
nominale de 1,4% comme en 2011) ainsi que dans la fabrication des machines et
équipements (+0,9%). Compte tenu d’un taux d’inflation annuel négatif (-0,7%), les
salaires réels ont enregistré une progression de 1,5%. Il s’agit de la plus forte hausse
du pouvoir d’achat des salaires depuis 2010. 39

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
LAURENT BERNHARD

Compte tenu des abus salariaux liés à la libre circulation des personnes et des
interventions qui en ont découlé au parlement au fil de l’année 2011, le Conseil fédéral a
décidé de prendre les devants en présentant en mars un message relatif à la loi
fédérale portant sur la modification des mesures d’accompagnement à la libre
circulation des personnes. Le gouvernement a proposé une série de durcissements.
Afin de lutter contre l’indépendance fictive des prestataires étrangers, l’introduction
d’une obligation de fournir des documents attestant le statut de l’entreprise et de
nouveaux dispositifs de sanction ont été envisagés. En outre, le Conseil fédéral a
proposé la possibilité de sanctionner les employeurs qui ne respectent pas les salaires
minimaux prévus par les contrats-types de travail et d’interdire aux entreprises
étrangères d’offrir leurs services en Suisse si elles ne respectent pas les lois. Ces
mesures ont fait l’unanimité au sein des Chambres fédérales. Cependant, la question
de l’introduction de la responsabilité solidaire a fait l’objet de vives controverses lors
des délibérations au parlement. Selon ce principe, l’entreprise contractante et les
sous-traitants sont solidairement responsables en cas de non-respect des conditions
minimales. Au Conseil national, une courte majorité de 94 voix contre 86 a décidé de
séparer cet objet des autres mesures d’accompagnement. Alors que la gauche, le PDC
et une partie de PLR s’étaient prononcés en faveur de la responsabilité solidaire pour
faire face au dumping salarial, l’UDC et une partie du camp bourgeois s’y sont
farouchement opposés en mettant en avant les conséquences négatives pour les PME

ANDERES
DATUM: 31.12.2012
LAURENT BERNHARD
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suisses. Lors de la session d’automne, le Conseil des Etats a décidé, par 22 voix contre
18, d’introduire le principe de la responsabilité solidaire dans le domaine de la
construction, du génie civil et du second œuvre. Avalisée par une coalition de la gauche
et du PDC, cette mesure a été principalement justifiée par l’objectif d’atténuer les
inquiétudes suscitée par la libre circulation des personnes. A la grande satisfaction des
syndicats et contre l’avis des associations patronales de l’économie en général et du
bâtiment en particulier, le Conseil national s’est finalement rallié, par 115 voix contre 74,
à la position du Conseil des Etats en décembre de l’année sous revue.

Dans le cadre de la session d’été, le Conseil national a transmis un postulat Meier-
Schatz (pdc, SG) chargeant le Conseil fédéral de rédiger un rapport sur les 
branches à faible rémunération. Le texte demande au gouvernement de dresser
l’inventaire des secteurs économiques dans lesquels des salaires initiaux et minimaux
contraignants négociés par les partenaires sociaux sont présents. 40

POSTULAT
DATUM: 05.12.2013
LAURENT BERNHARD

Dans son message publié en janvier, le Conseil fédéral a proposé au parlement de
rejeter l’initiative populaire intitulée « pour la protection de salaires équitables » sans
lui opposer de contre-projet. La revendication phare du texte, déposé par l’Union
syndicale suisse (USS), porte sur l’introduction d’un salaire mensuel brut de 4'000
francs au minimum, ce qui correspond à un salaire horaire de 22 francs. Selon des
chiffres fournis par l’USS, environ 330'000 salariés ou 9% de la population active
perçoivent aujourd’hui des revenus situés en-dessous de ce seuil en Suisse. Le Conseil
fédéral a estimé que l’introduction d’un tel salaire minimum porterait atteinte au bon
fonctionnement du marché du travail et limiterait la marge de manœuvre du
partenariat social. Lors de la session d’automne, le Conseil des Etats a suivi la
recommandation du Conseil fédéral au terme d’un débat classique opposant la gauche
à la droite. Les socialistes et les verts n’ont pourtant pas ménagé leurs efforts afin de
tenter de convaincre les sénateurs des partis bourgeois du bien-fondé du texte, que ce
soit au niveau social ou économique. Les représentants de droite ont, quant à eux, fait
valoir qu’un salaire minimum de 22 francs de l’heure provoquerait une hausse des
coûts de travail et menacerait la pérennité de nombreux emplois dans des branches
telles que le commerce de détail ou la restauration. C’est par 31 voix contre 13 que la
chambre des cantons a rejeté l’initiative populaire. Le Conseil national lui a emboîté le
pas au cours de la session d’hiver. Les délibérations se sont pourtant déroulées dans un
contexte particulier. Etant donné qu’elles ne se sont tenues que quelques jours après le
vote sur l’initiative populaire « 1 à 12 » qui n’a pas laissé indifférente l’élite politique
suisse, 72 conseillers nationaux, en dehors des représentants des groupes
parlementaires, ont éprouvé le besoin de s’exprimer sur la question du salaire minimal.
Le débat monstre au sein du Conseil national a eu pour conséquence le report de
plusieurs jours du vote final. Comme prévu, le texte a finalement été rejeté en bloc par
la majorité bourgeoise. Cela a débouché sur un résultat sans appel de 137 voix contre
56. Le peuple suisse votera sur cette initiative populaire le 18 mai 2014. 41

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.12.2013
LAURENT BERNHARD

D’après les calculs de l’Office fédéral de la statistique (OFS), les salaires nominaux ont
augmenté en moyenne de 0,7% en 2013 par rapport à 2012. Cette hausse a été très
légèrement inférieure à celle observée l’année précédente (+0,8%). Le secteur tertiaire
a enregistré dans son ensemble une croissance des salaires nominaux de 0,8%. Les
branches des activités spécialisées, scientifiques et techniques (+2,0%) ainsi que des
activités informatiques et services d’information (+1,7%) ont affiché les plus fortes
hausses. Viennent ensuite la branche du commerce de détail (+1,1%), celle de
l’administration publique (+1,1%) et celle des activités des services financiers et des
activités auxiliaires de services financiers et d’assurance (+1,0%). Au bas de l’échelle, les
salaires nominaux des branches du commerce de gros (0,0%) et des arts, spectacles et
activités récréatives et autres activités de services (0,0%) n’ont quant à eux pas bougé.
Pour ce qui est du secteur secondaire, le taux de croissance s’est élevé à 0,7%.Tout
comme le secteur tertiaire, le secteur industriel s’est caractérisé par de fortes
disparités. Globalement, c’est dans les branches exportatrices que les hausses des
salaires nominaux les plus importantes ont été enregistrées. Ainsi, la fabrication des
machines et équipements a connue la croissance la plus conséquente (+1,6%), suivie de
l’industrie chimique et pharmaceutique (+1,0%) et de la fabrication de produits
informatiques, électroniques, optique et horlogerie et d’équipements électriques
(+1,0%). Les branches des industries extractives, production et distribution d’énergie et
d’eau (0,0%) et des industries alimentaires et du tabac (0,0%) ont en revanche subi une
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stagnation. Grâce à un taux d’inflation annuel négatif de l’ordre de -0,2%, les salaires
réels ont enregistré une progression de 1,0%. L’OFS observe que, durant la période de
2009 à 2013, le pouvoir d’achat a augmenté de 1.2% en moyenne annuelle. 42

Toujours en matière de salaire minimum, les citoyens du canton du Jura ont accepté le
3 mars de l’année sous revue une initiative populaire baptisée « Un Jura aux salaires
décents » demandant l’instauration légale d’un salaire minimum par branche pour
toutes les entreprises qui ne sont pas soumises à une convention collective de travail
(CCT). Le texte déposé par la jeunesse socialiste a obtenu une majorité de 54,2% des
suffrages exprimés. Il est à noter que le principe de salaire décent est inscrit dans la
Constitution du canton depuis sa création en 1979. 43

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD

Au 15 juillet, le Conseil fédéral a mis en vigueur la responsabilité solidaire renforcée
dans le domaine de la construction. Le parlement avait, dans le but de lutter contre
l’indépendance fictive des prestataires étrangers, adopté cette mesure au cours de
l’année passée. La mise en œuvre a été inscrite dans l’ordonnance sur les travailleurs
détachés. Sous la houlette du Secrétariat d’Etat à l’économie (SECO), un groupe
d’experts, composé de représentants du secteur de la construction, des partenaires
sociaux et des cantons, a élaboré un projet qui précise notamment les documents que
les sous-traitants sont obligés de fournir afin de garantir le respect des conditions de
travail en général et salariales en particulier par les entreprises. Le Conseil fédéral a
approuvé le texte à la fin du mois de juin. 44

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD

Die Nominallöhne sind in der Schweiz gemäss den Berechnungen des Bundesamts für
Statistik (BFS) 2015 um 0,4% gestiegen. Dies entsprach dem tiefsten Wert seit 1999. Im
Vorjahr hatte das Wachstum noch 0,8% betragen. Unter Einbezug der negativen
Jahresteuerung von 1,1% ergab sich bei den Reallöhnen ein Anstieg von 1,5%. Die
stärkste Zunahme bei den Nominallöhnen (+1,2%) verzeichneten im Industriesektor die
Branchen, die sich mit der Herstellung von Möbeln und der Herstellung und
Bearbeitung von Metallerzeugnissen beschäftigten. Auch in der Chemie- und
Pharmabranche (+1,1%) stiegen die ausbezahlten Löhne 2015 überdurchschnittlich an.
Ein Rückgang in den Nominallöhnen wurde bei der Herstellung von Gummi- und
Kunststoffwaren und von nichtmetallischen Produkten (-0,7%) festgestellt. Im tertiären
Sektor, der im Vergleich zum Industriesektor (0,5%) einen schwächeren
Nominallohnanstieg (0,3%) vorzuweisen hatte, stiegen die Löhne bei den Post- und
Kurierdiensten (1,1%), in der Unterrichtsbranche (0,8%) und beim Detailhandel und den
Finanzdienstleistungen (0,7%) am stärksten an. Im Bereich der
Informationsdienstleistungen (-0,1%) sowie bei den freiberuflichen, wissenschaftlichen
und technischen Dienstleistungen (-0,2%) wurden indes Nominallohneinbussen
registriert. Anders als die Nominallöhne bewegte sich die Reallohnentwicklung leicht
über dem Mittel der letzten fünf Jahre. 45

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.04.2016
DAVID ZUMBACH

Ces trois dernières années, les salaires réels se sont affaiblis de 0.4%, provoquant une
baisse du pouvoir d'achat. La consommation par habitant (hors dépenses de santé)
aurait diminué d'environ 0.7% depuis 2015. Vu la bonne santé de l'économie, l'USS
réclamait en septembre une augmentation générale des salaires de 2% et le
développement de la protection sociale, afin de relancer l'économie intérieure et
d'accroître le pouvoir d'achat des Suisses. En novembre, l'USS demande entre autre un
treizième salaire pour tout le monde, davantage de conventions collectives de travail
(CCT) fixant des minimas, des structures d'accueil des enfants financées par l'Etat et
davantage d'allocations familiales dans certains cantons. Le syndicat exige une
distribution d'une partie des bénéfices de la BNS en faveur de l'AVS. 46

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.09.2019
DIANE PORCELLANA

La CdF-CN a déposé un postulat afin que le Conseil fédéral examine la possibilité de
dissocier l'évolution salariale au sein de l'administration fédérale de l'évaluation des
prestations. Comme 90% du personnel de l'administration fédérale dispose de
qualifications jugées excellentes, il ne ferait plus sens de coupler l'évolution salariale à
l'évaluation des prestations. Le Conseil fédéral devrait également indiquer, dans son
rapport, les critères qui fonderaient dès lors la nouvelle politique salariale.
Selon les membres de la commission en faveur de la dissociation, avec le système
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actuel, les fonctionnaires peuvent exiger une augmentation salariale plus conséquente
lorsqu'ils ont accompli davantage de travail durant l'année. La minorité, qui doute de la
mise en place d'une autre politique salariale, ne veut pas retourner à l'ancien système,
basé sur l'indexation automatique des salaires. Lors du passage au Conseil national, le
postulat a été accepté par 107 voix contre 82 et 1 abstention. Seuls les socialistes, les
Verts et la majorité du centre s'y sont opposés. 47

Im Dezember 2019 reichte Greta Gysin (gp, TI) eine Motion ein, mit der sie den
Bundesrat beauftragen wollte, das geltende Recht so zu ändern, dass die kantonalen
Behörden Mindestlöhne höher als die bedarfsdeckenden Sozialleistungen festlegen
können. Seit dem Bundesgerichtsentscheid vom April 2010 seien die Kantone in der
Höhe der Mindestlöhne entsprechend eingeschränkt. Damit könne aber der Druck auf
die Löhne und der vermehrte Einsatz von Grenzgängerinnen und Grenzgängern, die für
tiefere Löhne arbeiten, nicht bekämpft werden. Um diesem Lohndruck
entgegenzuwirken, seien höhere Mindestlöhne notwendig. In seiner Stellungnahme vom
Februar 2020 beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion. Wie schon bei der
Motion van Singer (gp, VD; Mo. 13.3614) und beim Postulat Quadri (lega, TI; Po. 15.3909)
war der Bundesrat der Meinung, dass vom Staat festgelegte Mindestlöhne «einen
bedeutsamen Eingriff in [die] Vertragsfreiheit und in die Wirtschaftsfreiheit»
darstellten. Das Instrument der flankierenden Massnahmen sei zudem angemessen, um
das Problem des Lohndumpings zu bekämpfen. Diese sähen auch die Möglichkeit vor,
Normalarbeitsverträge mit zwingenden Mindestlöhnen für Branchen ohne
Gesamtarbeitsverträge und wiederholten missbräuchlichen Unterbietungen der orts-,
berufs- oder branchenüblichen Löhne zu erlassen. Im Dezember 2021 wurde die Motion
abgeschrieben, da sie nicht innerhalb der zweijährigen Frist behandelt worden war. 48

MOTION
DATUM: 17.12.2021
GIADA GIANOLA

Der Bundesrat veröffentlichte Anfang April 2022 den Bericht zur Erfüllung des
Postulats der FK-NR, das den Bundesrat beauftragt hatte, die Entkoppelung der
Lohnentwicklung von der Leistungsbeurteilung in der Bundesverwaltung zu prüfen.
Der Bericht zeigte auf, dass das aktuelle Beurteilungsmodell der Bundesverwaltung
verschiedene Stufen aufweist, die mit prozentualen Lohnentwicklungsbandbreiten
sowie Leistungs- und Spontanprämien verknüpft sind. Diese geben den Vorgesetzten
einen gewissen Spielraum bei der Vergütung der Leistungen der Mitarbeitenden. Um die
Forderungen des Postulats umzusetzen, wurde ein Projektteam bestehend aus
departementalen HR-Verantwortlichen sowie aus Professor Gery Bruederlin von der
Fachhochschule Nordwestschweiz gebildet. Das Projektteam analysierte die Vor- und
Nachteile des aktuellen Systems und verglich das Leistungsbeurteilungssystem des
Bundes mit denjenigen zweier Referenzunternehmen, welche die Leistungsbeurteilung
und die Lohnentwicklung bereits entkoppelt haben und mit der Bundesverwaltung
vergleichbar sind – die Post und das Inselspital in Bern. Die Analyse kam zum Schluss,
dass «die Entkoppelung der Leistungs- und Verhaltensbeurteilung von der
Lohnentwicklung für die Bundesverwaltung nicht empfehlenswert» ist. Zudem
entspreche das aktuelle System der Bundesverwaltung mit einem Fixlohnsystem,
passender Anfangslohnfestsetzung und leistungsbezogener Lohnentwicklung dem
richtigen Ansatz für die öffentliche Verwaltung. Nichtsdestotrotz liesse sich das System
durch verschiedene Massnahmen verbessern, wie etwa durch eine Auflösung des
Ortszuschlages und durch eine Erhöhung der maximalen Lohnklasse, durch häufigere
Feedbackgespräche oder durch eine Objektivierung der Lohnentscheide durch
Lohnkurven. 49

POSTULAT
DATUM: 07.04.2022
GIADA GIANOLA

Im November 2022 berieten die FK-NR und die FK-SR den Bericht zur Entkoppelung
der Lohnentwicklung von der Leistungsbeurteilung in der Bundesverwaltung, welchen
der Bundesrat in Erfüllung eines von der nationalrätlichen Kommission eingereichten
Postulats erstellt hatte. Die FK-NR erachtete das Postulat in der Folge als erfüllt und
empfahl ihrem Rat, dieses abzuschreiben.
Diesem Antrag folgte der Nationalrat in der Sommersession 2023 im Rahmen seiner
Beratungen zum Bericht des Bundesrates über Motionen und Postulate der
gesetzgebenden Räte im Jahre 2022 und schrieb das Postulat als erfüllt ab. 50
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Aufgrund der steigenden Inflation und der damit verbundenen Senkung der Kaufkraft,
getrieben unter anderem von hohen Energiepreisen und dem Anstieg der
Krankenkassenprämien, forderten verschiedene Gewerkschaften im Juni 2022 eine
generelle Lohnerhöhung. Konkret forderten der Kaufmännische Verband Schweiz,
Angestellte Schweiz und die Unia einen Lohnanstieg für das Jahr 2023 von bis zu 4
Prozent, der Schweizerische Gewerkschaftsbund gar zwischen 4 und 5 Prozent.
Gegenüber den Medien begründeten sie ihre Forderungen durch die gute Ausgangslage
der Arbeitnehmenden aufgrund des herrschenden Fachkräftemangels. 
Neben diesen allgemeinen Forderungen verlangten auch die Bauarbeitenden höhere
Löhne sowie bessere Arbeitsbedingungen, zumal Ende 2022 der Landesmantelvertrag
(LMV) für den Bau auslief und somit neu verhandelt werden musste. Dazu trafen sich
Ende Juni 2022 Bauarbeitende aus der ganzen Schweiz in Zürich zu einer
Demonstration.

Erneut laut wurden die Forderungen nach einer allgemeinen Lohnerhöhung im
September 2022 im Zusammenhang mit der «Krise der Lebenskosten», die auch im
Parlament einige Aufmerksamkeit erhielt. Gegenüber den Medien betonte etwa SGB-
Präsident und Nationalrat Pierre-Yves Maillard (sp, VD), dass die Lohnforderungen der
Gewerkschaften in Anbetracht dessen, was man von den Bürgerinnen und Bürgern mit
den Elektrizitätssparmassnahmen verlange, «bescheiden» sei. Der Bundesrat hatte
zuvor die Unternehmen und die Bevölkerung zum Energiesparen aufgefordert.
Arbeitgeberpräsident Valentin Vogt erachtete eine allgemeine Lohnerhöhung hingegen
als «unrealistisch». Dennoch konnte er sich einen Lohnanstieg in denjenigen Branchen
vorstellen, in denen ein grosser Fachkräftemangel herrschte, etwa in der Gastronomie
oder in der Informatik. Die NZZ rechnete gar mit Reallohneinbussen in den meisten
Branchen, wie es auch in anderen Jahren mit Inflation zu beobachten gewesen sei.
Jedoch sei der Lohnanstieg mittel- bis langfristig grösser als der Preisanstieg. Michael
Siegenthaler, Experte der Konjunkturforschungsstelle der ETHZ, erachtete jedoch eine
Lohnerhöhung für die Unternehmen als zumutbar, zumal viele Unternehmen in der
ersten Hälfte 2022 ihre Gewinne und Umsätze hätten steigern können.

Im November 2022 präzisierten verschiedene Gewerkschaften ihre Forderungen und
verlangten unter anderem einen monatlichen Lohn von mindestens CHF 4'500 bis CHF
5'000. Maillard, interviewt in La Liberté, präzisierte, dass die Absicht nicht war,
schweizweit Mindestlöhne einzuführen, sondern die Forderung in den GAV zu
verankern. Diese Forderung führte zu einer Diskussion in der Presse zum Thema
Lohnschutz und Mindestlohn. So kritisierte etwa Avenir Suisse im Tages-Anzeiger den
Lohnschutz, zumal dieser dem Arbeitsmarkt schade, indem er mehr administrative
Hürden schaffe und so die Arbeitsmarktpartizipation senke. 51

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.11.2022
GIADA GIANOLA

Im November 2022 publizierte das BFS neue Daten zur Lohndifferenz zwischen Mann
und Frau, was in den Medien für einige Aufmerksamkeit sorgte. Demnach lag der
Durchschnittslohn der Frauen im Jahr 2020 noch immer 18 Prozent tiefer als
derjenige der Männer. Im Vergleich zur vorangehenden Untersuchung zwei Jahre zuvor
war die Differenz um 1 Prozentpunkt gesunken. Weibliche Arbeitnehmerinnen waren
bei Arbeitsstellen mit Vollzeitstellen-Löhnen unter CHF 4'000 pro Monat in der
Überzahl – sie machten hier 60.1 Prozent der Arbeitnehmenden aus –, während Männer
bei Stellen mit Vollzeit-Löhnen über CHF 16'000 pro Monat mit 78.5 Prozent
übervertreten waren. 
Durch persönliche Merkmale wie Alter oder Ausbildung, Merkmale der Unternehmen
und mit dem Tätigkeitsbereich könnten 52.2 Prozent dieser Lohndifferenz zwischen
den Geschlechtern statistisch erklärt werden, gab das BFS an. Somit verblieben jedoch
47.8 Prozent des Lohnunterschieds (2018: 45.4%), für welche die statistischen Modelle
keine Erklärung liefern – was etwa CHF 717 pro Monat entspreche. In einzelnen
Branchen lag dieser unerklärte Teil deutlich höher, etwa beim Verkehr (84.4%), im
Detailhandel (57.5%) oder im Gastgewerbe (57.4%), in anderen deutlich niedriger, etwa
im Technik-Bereich (29.7%), im Gesundheitswesen (34.9%) oder in der Finanz- und
Versicherungsbranche (34.2%) – wie etwa der Tages-Anzeiger aufschlüsselte. Gerade in
letzterer Branche fallen die Unterschiede finanziell speziell stark ins Gewicht: Hier
entspricht der unerklärte Teil der Differenz einem Lohnunterschied von CHF 1472 pro
Monat, im Gastgewerbe zum Beispiel einem von CHF 255. Insgesamt lag der unerklärte
Teil der Lohndifferenz überdies in der Privatwirtschaft höher – insbesondere bei
Unternehmen mit weniger als 20 Arbeitnehmenden – als im öffentlichen Sektor. 

In der Folge diskutierten die Medien die Bedeutung dieser Meldung. Mehrfach wiesen
sie darauf hin, dass neben den über die ganze Schweiz aggregierten Daten des BFS auch

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.11.2022
GIADA GIANOLA

01.01.65 - 01.01.23 18ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Analysen auf Betriebsebene vorhanden seien – diese sind für Betriebe mit mehr als 100
Arbeitnehmenden gesetzlich obligatorisch und ergäben demnach oft geringere
Lohndifferenzen. Demnach habe etwa die Zuger Beratungsfirma Landolt & Mächler
basierend auf 300 Analysen einen unerklärten Lohnunterschied von 3.2 Prozent, die
Aarauer Beratungsfirma Comp-on eine Lohndifferenz von 3.7 Prozent festgestellt. 52

Kollektive Arbeitsbeziehungen

Gemäss Angaben des Bundesamts für Statistik (BFS) haben die Sozialpartner der
Gesamtarbeitsverträge (GAV) 2015 eine nominale Effektivlohnerhöhung von 0,8%
beschlossen. Unter Einbezug der negativen Teuerung rechnete das BFS mit einer
Zunahme der Reallöhne im GAV-Bereich um 1,9%. Die GAV-Mindestlöhne wurden 2015
wie bereits im Vorjahr um 0,7% angehoben. Am stäksten stiegen die nominalen GAV-
Löhne 2015 in der Textilbranche (+2,3%) und im Bereich der Telekommunikation
(+1,7%). Beim Maschinen- und Fahrzeugbau verharrten die Nominallöhne dagegen auf
dem Niveau des Vorjahres. Auffallend war, dass zum dritten Mal in Folge mehr als die
Hälfte der für Lohnerhöhungen bestimmten Lohnsumme für individuelle Erhöhungen
verwendet wurde. 2015 wurden nur 35% der Lohnsumme gleichmässig an die
betroffenen Personen verteilt. Von den gesamtarbeitsvertraglichen Lohnabschlüssen
waren 2015 gemäss BFS rund 1'176'200 Personen betroffen. 53

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.11.2015
DAVID ZUMBACH

Soziale Gruppen

Soziale Gruppen

Jahresrückblick 2021: Soziale Gruppen

Eine überaus wichtige Neuerung im Themenbereich der sozialen Gruppen wurde 2021
für gleichgeschlechtliche Paare eingeführt. Im September nahm die Stimmbevölkerung
mit einem deutlichen Ja-Anteil von 64 Prozent die «Ehe für alle» an. Neben der
Möglichkeit der Eheschliessung waren damit für gleichgeschlechtliche Paare weitere
Ungleichheiten im Familienleben beseitigt worden: In Zukunft ist es auch ihnen
möglich, gemeinsam ein Kind zu adoptieren, zudem erhalten verheiratete Frauenpaare
Zugang zur Samenspende. Die Relevanz dieser Abstimmung widerspiegelt sich im
Ergebnis der APS-Zeitungsanalyse 2021, die einen diesem Ereignis geschuldeten
Höchststand an Artikeln zur Familienpolitik im Abstimmungsmonat aufzeigt (vgl.
Abbildung 1 im Anhang). Kein anderes Thema im Bereich der sozialen Gruppen erzielte
im beobachteten Jahr eine ähnlich hohe mediale Aufmerksamkeit. 

Erstmals in der Geschichte der Schweizer Frauen- und Gleichstellungspolitik
veröffentlichte der Bundesrat 2021 eine nationale Gleichstellungsstrategie, die jedoch
von Frauenorganisationen und linken Parteien kritisiert wurde. Ferner gaben die
Kommissionen einer parlamentarischen Initiative Folge, welche die befristete
Finanzierung für die familienergänzende Kinderbetreuung durch eine dauerhafte, vom
Bund unterstützte Lösung ersetzen will. Der 2022 vorzulegende Entwurf soll die Eltern
bei der Finanzierung der Betreuungsplätze massgeblich entlasten und somit zur
Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf beitragen. Gleichzeitig wurden
im Berichtsjahr aber verschiedene Vorstösse mit ähnlichen, bereits konkreter
ausformulierten Vorstellungen in Form einer parlamentarischen Initiative, einer
Standesinitiative und einer Motion abgelehnt. Ebenfalls zur Verbesserung der Stellung
der Frauen im Beruf beitragen soll die 2018 geschaffene Revision des
Gleichstellungsgesetzes, mit der Unternehmen mit über 100 Mitarbeitenden zur
Durchführung von Lohnanalysen verpflichtet worden waren. Erste, im August 2021
publizierte Analyseergebnisse von ausgewählten Unternehmen zeichneten ein positives
Bild, das jedoch unter anderem wegen fehlender Repräsentativität in Zweifel gezogen
wurde. Nach wie vor sind Unternehmen nicht verpflichtet, die Ergebnisse ihrer
Lohnanalysen an den Bund zu übermitteln. Gegen eine entsprechende Regelung hatte
sich der Ständerat im Juni erfolgreich gewehrt.

Nachdem im Vorjahr der zweiwöchige Vaterschaftsurlaub in einer Volksabstimmung
angenommen worden war, gingen die politischen Diskussionen rund um die
Ausdehnung von Urlaubsmöglichkeiten für Eltern 2021 weiter. Eine Standesinitiative
aus dem Kanton Jura und eine parlamentarische Initiative mit diesem Ziel stiessen im
Parlament indes auf wenig Gehör. Der Nationalrat verabschiedete jedoch ein
Kommissionspostulat, das die volkswirtschaftlichen Auswirkungen einer Elternzeit
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aufzeigen soll. In den Räten setzte sich zudem mit Annahme einer Vorlage zum
Adoptionsurlaub eine langjährige Forderung in der Minimalvariante durch: Eltern, die
ein Kind unter vier Jahren adoptieren, haben künftig Anrecht auf einen zweiwöchigen
Urlaub. 

Auch das Thema der Gewalt gegen Frauen blieb 2021 auf der politischen Agenda,
immer wieder angetrieben durch Zeitungsberichte über häusliche Gewalt und
Femizide. Das Parlament überwies drei Motionen, welche die Bereitstellung eines 24-
stündigen Beratungsangebots für von Gewalt betroffene Personen forderten, wozu sich
die Schweiz 2017 im Rahmen der Ratifikation der Konvention von Istanbul verpflichtet
hatte. Ein Zeichen gegen Gewalt gegen Kinder und Jugendliche setzte der Nationalrat
auch durch Befürwortung einer Motion, die das Recht auf eine gewaltfreie Erziehung im
Zivilgesetzbuch verankern möchte. Der Ständerat äusserte sich bis Ende Jahr noch
nicht zum Geschäft. Ebenfalls kam es zu breiten medialen Vorwürfen bezüglich Gewalt
in Bundesasylzentren, woraufhin das SEM einen Bericht erarbeiten liess. 

Nicht zuletzt wurde im Berichtsjahr mit verschiedensten Publikationen und Aktionen
auf das 50-jährige Bestehen des Frauenstimm- und -wahlrechts Bezug genommen. Mit
Corona-bedingter Verspätung fand im September die offizielle Feier des Bundes statt.
Ende Oktober tagte zum zweiten Mal nach 1991 die Frauensession, die insgesamt 23
Forderungen zu unterschiedlichen Themen als Petitionen verabschiedete. Darüber
hinaus wurde an diesen Anlässen auch über die Gewährung politischer Rechte an
weitere Gruppen diskutiert, so etwa an Personen ohne Schweizer Pass, Minderjährige
und Menschen mit einer Beeinträchtigung. Bezüglich Letzteren nahm der Ständerat im
Herbst 2021 ein Postulat an, das den Bundesrat aufforderte, Massnahmen aufzuzeigen,
damit auch Menschen mit einer geistigen Behinderung uneingeschränkt am politischen
und öffentlichen Leben teilhaben können.

Wie die APS-Zeitungsanalyse 2021 zeigt, erhielten Fragen rund um die Familien- und
Gleichstellungspolitik im Jahr 2021 im Gegensatz zu Fragen zur Asyl- und
Migrationspolitik überaus starke mediale Aufmerksamkeit. Der Zeitvergleich macht
überdies deutlich, dass die Berichterstattung im Bereich Asyl und Migration über die
letzten Jahre konstant an Bedeutung eingebüsst hat. 

Dieses fehlende Interesse der Medien ist ob der umstrittenen Gesetzesänderungen des
Parlaments im Bereich Asylpolitik, welche die Grundrechte der Asylsuchenden
einschränkten, bemerkenswert. So können Schweizer Behörden künftig mobile Geräte
der Asylsuchenden verwenden, um beim Fehlen von Ausweispapieren Rückschlüsse auf
die Identität einer Person zu gewinnen. Dieser Beschluss provozierte eine negative
Reaktion des UNHCR. Zudem schuf das Parlament ein Reiseverbot für vorläufig
aufgenommene Personen und entschied, dass Personen in Ausschaffungshaft zum
Wegweisungsvollzug zur Durchführung eines Covid-19-Tests gezwungen werden
können. Unterschiedliche Ansichten vertraten die beiden Räte in Bezug auf junge
Asylbewerbende. So lehnte es der Ständerat ab, die Administrativhaft für Minderjährige
abzuschaffen, nachdem sich der Nationalrat für diese Forderung im Vorjahr noch offen
gezeigt hatte. Ebenso setzte sich der Nationalrat im Berichtsjahr durch Unterstützung
einer Motion dafür ein, dass Personen mit abgewiesenem Asylentscheid ihre berufliche
Ausbildung beenden dürfen, während sich der Ständerat nach der Beratung einer
anderen Motion gegen diese Möglichkeit aussprach. Schliesslich wollte der Ständerat
den Familiennachzug von Schutzbedürftigen erschweren, wogegen sich der Nationalrat
aber erfolgreich sträubte. Im Sammelstadium scheiterte überdies eine Volksinitiative
des ehemaligen Nationalrats Luzi Stamm, gemäss welcher Asylbewerbende in der
Schweiz nur noch mit Sachleistungen hätten unterstützt werden sollen: Seine
Volksinitiative «Hilfe vor Ort im Asylbereich», die in erster Linie Flüchtlingen primär in
der Nähe der Krisengebiete und nicht in der Schweiz helfen wollte, scheiterte an den
direktdemokratischen Hürden. 54
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Frauen und  Gleichstellungspolitik

Der Gewerkschaften zeigten sich alarmiert ob der harzigen Umsetzung der Forderung
nach Lohngleichstellung von Frau und Mann. Nach positiven Anzeichen zu Beginn der
neunziger Jahre herrsche in der Frage der Frauenlöhne heute wieder „tiefste Eiszeit“.
Die Lohndifferenz für gleichwertige Arbeit betrage im öffentlichen Sektor noch immer
11%, im privaten Sektor sogar 23%. Zudem drohten die diversen Verwaltungsreformen
und Personalgesetzänderungen bisher Erreichtes zunichte zu machen. In der Kritik der
Gewerkschaften stehen auch die Schweizer Gerichte. Bei der Behandlung von
Lohngleichheitsklagen würden zentrale Errungenschaften der Gleichstellung wieder
ausgehöhlt. So seien in jüngster Zeit diverse Klagen mit dem Argument abgeschmettert
worden, das Gesetz des Marktes rechtfertige eine ungleiche Entlöhnung. 55

BERICHT
DATUM: 04.08.2000
MARIANNE BENTELI

Le rapport en réponse au postulat Noser: «Egalité salariale. Améliorer la pertinence
des statistiques» a été publié en novembre 2015. La prise en compte des variables
supplémentaires proposée par le conseiller national PLR engendrerait une charge de
travail trop importante pour les entreprises. Selon le Conseil fédéral, ces statistiques
doivent permettre un équilibre entre qualité, teneur explicative et effort des
entreprises. Il est prêt à donner au DFI un mandat d'études pour une série de
questions. Il s'agirait d'étudier de manière approfondie les méthodes statistiques
alternatives au modèle actuel, la possibilité de recueillir des données supplémentaires
dans les registres administratifs et enfin de réfléchir à la nécessité de développer un
modèle avec et sans variables discriminatoires. Une variable à potentiel discriminatoire
est par exemple «expérience de direction» qui peut être interprétée de manière
différente selon le genre de la personne considérée. Ce mandat d'études ne
concernerait que les statistiques nationales et devrait se réaliser dans le cadre des
ressources existantes. En revanche, pour les statistiques au niveau des entreprises, le
Conseil fédéral estime que le modèle actuel est adéquat. 56

BERICHT
DATUM: 18.11.2015
SOPHIE GUIGNARD

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Linke und ökologische Parteien

Ende August drohte die PdA der SP mit dem Austritt aus der sozialdemokratischen
Fraktion der Bundesversammlung, falls die SP nicht klar Stellung nehme zur
«antisozialen Offensive» der bürgerlichen Parteien und der Wirtschaft. Insbesondere
verlangte sie von der SP eine klare Kampfansage an die Senkung der Löhne des SBB-
Personals, an die Privatisierung von PTT und SBB und an den Abbau der staatlichen
Sozialleistungen. 57

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.08.1996
EVA MÜLLER

An einer Delegiertenversammlung zur Zukunft des Sozialstaats wurde der Parteivorstand
beauftragt, eine Volksinitiative für ein existenzsicherndes Grundeinkommen
auszuarbeiten. Damit reagierte die GPS einerseits auf eine im Berichtsjahr erschienene
Armutsstudie, andererseits auf die zunehmende Überforderung der Städte mit ihren
Fürsorgeleistungen. Die Existenzsicherung müsse von der Erwerbsarbeit abgekoppelt
und als Bundesaufgabe etabliert werden. Als zusätzliche Finanzierungsquelle wurde
eine eidgenössische Schenkungs- und Erbschaftssteuer vorgeschlagen. Die Delegierten
beschlossen ferner, die Volksinitiative zur «gerechten Verteilung von bezahlter und
unbezahlter Arbeit» der Gesellschaft für gerechte Arbeitsverteilung aktiv zu
unterstützen. 58

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.02.1997
EVA MÜLLER
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Verbände

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Die Auseinandersetzungen über einen neuen Gesamtarbeitsvertrag für das
Buchbindergewerbe zeigte, dass sich selbst die Gewerkschaften mit der lohnmässigen
Gleichstellung der Geschlechter zum Teil noch schwer tun. Auf Empfehlung der
leitenden Gremien der Gewerkschaft Druck und Papier (GDP) hätten die
Gewerkschaftsmitglieder einem Vertrag zustimmen sollen, der bei den Ungelernten
unterschiedliche Mindestlöhne für Frauen und Männer vorsah. Die – vom SGB-
Kongress mit einer Resolution unterstützte – Frauenkommission der GDP reichte
rechtliche Klage ein und erwirkte damit einen Aufschub der Vertragsunterzeichnung. 59

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 08.08.1990
HANS HIRTER

An seinem Kongress in Interlaken beschloss der SGB auf Antrag des SMUV einstimmig,
am 14. Juni 1991 einen landesweiten Frauenstreik zu organisieren. Damit soll darauf
aufmerksam gemacht werden, dass auch zehn Jahre nach der Annahme des
Gleichheitsartikels in der Bundesverfassung die Gleichstellung der Geschlechter,
namentlich im Lohnbereich, noch nicht verwirklicht ist. 60

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 20.10.1990
HANS HIRTER

Die Klage von 22 Gewerkschafterinnen gegen ihre eigene Gewerkschaft Druck und
Papier wegen des Abschlusses eines Gesamtarbeitsvertrags, welcher für ungelernte
Frauen tiefere Löhne als für Männer vorsah, war erfolgreich. Der Appellationshof des
bernischen Obergerichtes erklärte die gewerkschaftliche Urabstimmung über den
Gesamtarbeitsvertrag für ungültig, weil dieser gegen das in Artikel 4 BV festgelegte
Lohngleichheitsprinzip verstösst. 61

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 27.02.1991
HANS HIRTER

Die Gewerkschaften nutzten die markant verbesserte Konjunkturlage zur Anmeldung
von Lohnforderungen. Besonders aktiv waren die Beschäftigten der Baubranche. Ende
September demonstrierten in Bern 18'000 Personen für die Forderung der GBI nach
CHF 200 mehr Monatslohn für alle. Es handelte sich dabei um die grösste Manifestation
des Berichtsjahres. 62

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 25.09.1999
HANS HIRTER

Die Euro-Untergrenze und die Lohnrunde 2012 beschäftigten im Berichtjahr die
Gewerkschaften. Der Verband Angestellte Schweiz, die grösste
Arbeitnehmerorganisation in den MEM-Branchen (Maschinen, Elektronik, Metall) und
Chemie und Pharmaka, forderte 1,5% bis 2% mehr Lohn, wobei er sich auf ein
prognostiziertes Wachstum in diesen Branchen von 2,2% berief. Swissmem
kommunizierte keine Lohnforderungen. Travailsuisse forderte für alle Arbeitnehmer
eine Lohnsteigerung von 1% bis 3%. Transfair, der Personalverband des Service public,
forderte 1,5% bis 2,5% und der Gastgewerbe-Verband Hotel und Gastro Union hatte
bereits im August 4% bis 7% Lohnerhöhungen ausgehandelt. Ausserdem forderten die
Gewerkschaften im Herbst eine Euro-Untergrenze von 1.40 Fr. Die Festlegung einer
Wechselkursuntergrenze von 1.20 Fr. sei ungenügend. 63

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.10.2011
DEBORA SCHERRER

L'Union syndicale suisse (USS) réclame une augmentation des salaires pour l'année
2021. Selon l'association qui défend les droits des travailleurs et travailleuses, la crise
économique liée à la pandémie ne doit pas constituer une excuse pour le patronat. Au
contraire, nombres de salarié.e.s ont dû fournir un effort particulier pendant la crise,
par exemple dans le secteur hospitalier. L'USS relève que d'autres branches ont pu tirer
profit de la situation et sont donc en capacité d'offrir des hausses de salaire à leurs
collaborateurs et collaboratrices. C'est pour ces raisons que le syndicat réclame dans
un communiqué de presse des augmentations allant jusqu'à CHF 100.- par mois ou
jusqu'à 2% dans les branches et les entreprises qui en ont les moyens. 
D'autres syndicats tels que Travail.Suisse, Syna et Transfair ont également revendiqué
des hausses salariales. Ils ont cependant fait part de leur déception, nombre de leurs
revendications ayant été rejetées. Dans les domaines de la santé, l'artisanat et
l'industrie, peu d'augmentations, voire aucune, n'ont pu être observées, au grand
regret des syndicats. Ceux-ci cautionnent en revanche le gel des salaires dans
l'hôtellerie, la gastronomie et les autres secteurs du tourisme, durement touchés par la
crise. De plus, ils saluent les mesures prises dans le commerce de détail. Coop et

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 14.09.2020
MATHIAS BUCHWALDER
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Fenaco – à qui appartient le distributeur Volg – ont augmenté leurs masses salariales
respectives de 1 pour cent et envoient ainsi un signal positif à leurs collaborateurs et
collaboratrices, eux aussi fortement sollicités durant la pandémie. La hausse de 0.2 à
0.5 pour cent communiquée par Migros reste en revanche insuffisante aux yeux des
syndicats.
Parallèlement à cela, les syndicats ont poursuivi en 2020 leur engagement pour les
droits des travailleurs et travailleuses, se battant entre autre pour des hausses des
indemnités de chômage partiel pour les travailleurs à faible revenu ou pour un meilleur
contrôle de plans de protection sur les chantiers et dans les entreprises. 64
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